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Liebe Genoss*innen, 
liebe Neumitglieder,
herzlich willkommen in der Linken! In den letzten Monaten seid ihr zu tausen-
den zu uns in die Partei geströmt und habt damit nicht nur den alteingeses-
senen Genoss*innen, sondern der ganzen deutschen Gesellschaft gezeigt, 
dass es richtig war und sich gelohnt hat, dass wir als Partei Die Linke unseren 
antifaschistischen und antirassistischen Grundpositionen treu geblieben sind. 
Darüber hinaus ist es uns gelungen ohne das permanente Störfeuer regressi-
ver Exgenoss*innen die soziale Frage in intersektionaler Art und Weise in den 
Mittelpunkt zu stellen. 

Auch wenn es für uns gute Gründe zur Freude gibt, stellt sich die politische 
Großwetterlage sehr düster dar. Der Krieg in der Ukraine hält weiter an und wäh-
rend sich der Krieg im Nahen Osten ausweitet, spottet der menschenverachten-
de Zivilisationsbruch in Gaza jeglicher Beschreibung, währenddessen reagierten 
die deutschen Regierungen mit einem Blanko-Scheck für Aufrüstung.

Ganz zu schweigen von der Hochkonjunktur, welche rassistische und fa-
schistische Positionen in diesem Land erfahren. Schlimmer noch: die bürgerli-
chen Medien, ohnehin schon häufig mit einer problematischen und zumindest 
strukturell rassistischen Berichterstattung, biedern sich diesem menschenver-
achtenden Zeitgeist an und nicht einmal die öffentlich-rechtlichen Sender sind 
sich zu schade dafür rassistischer Propaganda eine Plattform zu geben.

In dieser Situation ist es an uns der Hoffnung eine Perspektive zu geben 
und eine Politik nicht nur vorzuschlagen, sondern ganz konkret den Widerstand 
zu organisieren, der mit den herrschenden, ausbeuterischen und unterdrücken-
den Mechanismen dieser Gesellschaft bricht und stattdessen politische Lösun-
gen anbietet, die auf Solidarität, auf Selbstorganisation als freie und gleiche 
Individuen, auf Freiheit und auf Würde setzt!

Dieser Situation, so dialektisch und komplex sie ist, wollen wir mit dieser 
Landesinfoausgabe Rechnung tragen. Hauptteil ist eine eigene Neumitglieder-
broschüre des Landesverbandes. Weil das Landesinfo an jede*n einzelne*n 
Genoss*in im Bundesland geht, wollten wir dies angesichts der tausenden 
Neueintritte nutzen. Auch die Vorstellung der Landesgruppe, unserer sechs Bun-
destagsabgeordneter aus Baden-Württemberg, trägt dieser neuen und positiven 
Entwicklungen Rechnung, während wir mit großen Artikeln zum Antifaschismus 
und zur Mietenkatastrophe zwei großen Problemfeldern Rechnung tragen. Na-
türlich finden sich wie immer daneben noch zahlreiche weitere Berichte von 
Genoss*innen aus dem ganzen Land, wie auch die Ankündigungen der Landes-
vertreter*innenversammlung und des Landesparteitages in Vorbereitung auf die 
Landtagswahl 2026.

Wir hoffen sehr euch gefällt diese Ausgabe und wie immer, gebt gerne Feed-
back an david.schecher@die-linke-bw.de

Für die Redaktionsgruppe:

David Schecher
Proteste gegen AfD-
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Sahra Mirow - Heidelberg
Eingezogen über Listenplatz 1
Liebe Genossinnen und Genossen, 
dank eurer Unterstützung und der meines Kreisverbands 
Heidelberg/Bad. Bergstraße darf ich nun als Bundestagsab-
geordnete unsere Region vertreten - herzlichen Dank dafür!
Inzwischen wurden die Ausschüsse besetzt und ich werde 
im Ausschuss für Wohnen, Stadtplanung, Bauwesen und 
Kommunen für euch tätig sein, auch als Obfrau für die Frak-
tion Die Linke. Ich werde den Bereich soziales Wohnen und 
Kommunen bearbeiten.
Über diese Aufgabe freue ich mich sehr, denn Wohnen ist 
die große soziale Frage unserer Zeit. Inzwischen hat jeder 
zweite Haushalt bundesweit Angst davor, die Miete künftig 
nicht mehr zahlen zu können. Die Hälfte der 30 Städte mit 
höchsten Mietkosten liegt in Baden-Württemberg. Eine neue 
Studie aus Mannheim belegt einen direkten Zusammenhang 
zwischen den steigenden Mieten und dem Rechtsruck. Das 
zeigt sehr deutlich, wie der Mietenwahnsinn die Schere 
zwischen arm und reich verschärft und damit unsere Ge-
sellschaft spaltet. Als Linke setzen wir uns konsequent für 
eine Deckelung überhöhter Mieten sowie für die Förderung 
des sozialen und barrierefreien Wohnungsbaus ein. 
Was Mietenwahnsinn bedeutet, musste ich selbst erleben, 
als ich in Berlin auf Wohnungssuche war: 1700 Euro für eine 
kleine Einzimmerwohnung, um nur mal ein Beispiel zu nen-
nen.  Es wird höchste Zeit für eine echte Kehrtwende in der 
Mietenpolitik, die einige wenige immer reicher macht - auf 
dem Rücken der Mieterinnen und Mieter!
In den letzten elf Jahren war ich Stadträtin und Fraktions-
vorsitzende im Heidelberger Gemeinderat. Diese Zeit hat 

mich sehr geprägt. Die Kommunen bekommen immer mehr 
Aufgaben, aber nicht die nötigen Ressourcen von Bund und 
Land. In der Folge klaffen mitunter riesige Haushaltslöcher 
auf, die am Ende zu Lasten des Sozialen und des Klima-
schutzes gehen. Auch hier werde ich mich für eine Entlas-
tung und Unterstützung der Kommunen einsetzen. Ich freue 
mich auf die Zusammenarbeit mit euch. Mein Team und ich 
freuen uns über eure Rückfragen, Anregungen und Ideen!
Sahra (Landessprecherin und Bundestagsabgeordnete)
Büro Heidelberg
Alex Glasner-Hummel: sahra.mirow.ma02@bundestag.de
Büro Berlin
Ali Firat: sahra.mirow.ma01@bundestag.de

Luigi Pantisano - Stuttgart
Eingezogen über Listenplatz 2
Liebe Genoss*innen, 
mein Name ist Luigi Pantisano und ich hasse Staus. So 
habe ich meine erste Rede im Bundestag eröffnet, und 
damit habe ich direkt mal für Empörung bei den etablierten 
Politiker*innen gesorgt. 

Als Kind von zwei italienischen Gastarbeiter*innen ist 
es für mich alles andere als selbstverständlich, nun im 
Bundestag zu sitzen, und an vieles werde ich mich wohl nie 
gewöhnen. Denn mein Ort der Politik 
ist bei euch, der Basis und auf der 
Straße. Dort wo ich mit 16 zum ersten 
Mal selbst politisch aktiv wurde, 
auf Anti-Kriegsdemos und beim 
Blockieren von Straßenkreuzungen, 
um auf die Möglichkeiten einer 
anderen Mobilität aufmerksam zu 
machen. 

Und jetzt sitze ich im 
Verkehrsausschuss, klingt erstmal 
unsexy aus linker Perspektive, aber 
es ist mein absolutes Herzensthema. 
Denn als Kind wohnten wir an einer 
stark befahrenen Straße in einer viel 
zu kleinen Wohnung und so wurde 
die Straße automatisch zu meinem 
Spielzimmer. Ein gefährliches und 
dreckiges Spielzimmer, weil damals 
wie heute, der öffentliche Raum 
für Autos geplant wurde und die 
Sicherheit von Kindern nur eine 
nachgeordnete Rolle spielt. Noch 
immer leben mehrheitlich arme und 

migrantische Familien an solchen Straßen. Verkehrspolitik 
hat also ganz viel mit sozialer Gerechtigkeit zu tun. Durch 
die Straßenblockaden und das Verteilen von Flyern habe 
ich gemeinsam mit anderen Jugendlichen damals erreicht, 
dass unter anderem die Straße an der ich lebte zu einer 
30er-Zone wurde. Dieser Erfolg hat mich geprägt und 
gezeigt, dass wir auf lokaler Ebene etwas für die großen 
politischen Probleme erreichen können. Auch wenn ich jetzt 

im Bundestag sitze, gehe ich weiter 
davon aus, dass unsere Macht für 
gesellschaftliche Veränderung in 
den Betrieben und auf der Straße 
liegt. Das sind die Orte an denen 
wir gemeinsam Druck auf die Politik 
ausüben können. 

Über drei Monate ist es nun 
schon her, dass uns dieser große 
Wahlerfolg gelungen ist. Ob ganz 
neu oder schon lange dabei, ihr 
alle habt das möglich gemacht. Wir 
können so stolz auf uns sein und ich 
kann mich nicht oft genug bei euch 
bedanken, für all die Arbeit die ihr da 
reingesteckt habt. 

Die nächste Wahl steht für uns in 
Baden-Württemberg schon vor der 
Tür. Gemeinsam werden wir wieder 
an die Haustüren gehen, Infostände 
und Veranstaltungen organisieren 
und die Menschen für unsere Politik 
begeistern. Niemals allein, immer 
gemeinsam. 

Bild: Jens Lyncker

Aus den Parlamenten:
Auf den kommenden Seiten findet ihr die Vorstellung unserer neuen Landesgruppe im Bundestag. Von den sechs 
Abgeordneten aus Baden-Württenberg, sind fünf zum ersten Mal in diesem Parlament und möchten sich nicht nur euch 
vorstellen, sondern vor allem auch sich bei euch bedanken, für diesen fantastischen Wahlkampf!

Bild: Joe Pohl

Aus den 
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Gökay Akbulut - Mannheim: 
Eingezogen über Listenplatz 3
Gegen Kürzungen und nationale Interessenpolitik 
– Für eine solidarische Entwicklungspolitik

Die Ausschussarbeit im Bundestag nimmt nun Fahrt auf, 
nachdem im Laufe des Mais die Ausschussbesetzungen 
festgelegt wurden. Am 21. Mai fand die konstituierende 
Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung statt. Ich bin dort als ordentliches 
Mitglied für Die Linke vertreten – gemeinsam mit meinem 
Bundestagsbüro begleite ich die Arbeit in diesem Gremium 
nun aktiv.

Ein wesentlicher Teil meiner Arbeit besteht darin, im 
Austausch mit zivilgesellschaftlichen Organisationen, Ge-
werkschaften, Menschenrechtsinitiativen und Partnern im 
Globalen Süden zu bleiben. Diese Gespräche prägen mei-
nen entwicklungspolitischen Kompass: Entwicklungspolitik 
muss auf globaler Solidarität beruhen – nicht auf wirt-
schaftlicher Verwertungslogik oder nationalen Interessen.

Ein aktueller Schwerpunkt liegt auf der Kritik an der ent-
wicklungspolitischen Linie der Bundesregierung. Beson-
ders die von CDU/CSU forcierten Kürzungspläne gefährden 
zentrale Programme: Armutsbekämpfung, Bildungs- und 
Gesundheitsprojekte sowie die Zusammenarbeit mit zi-
vilgesellschaftlichen Akteur*innen geraten unter Druck. 
Gleichzeitig rücken Rohstoffsicherung, Handelsvorteile und 
die Abwehr von Migration zunehmend in den Vordergrund.

Ich lehne diese Entwicklung entschieden ab. Entwick-
lungspolitik darf kein Instrument deutscher Standortpolitik 
oder geopolitischer Machtstrategien sein. Wenn Mittel an 

Bedingungen geknüpft werden, die vor allem der deut-
schen Industrie oder Abschottung dienen, verliert sie ihren 
solidarischen Kern und wird zu einer Form neokolonialer 
Einflussnahme.

Ich setze mich daher mit Nachdruck für eine entwick-
lungspolitische Wende ein – weg von nationaler Interes-
senpolitik, hin zu echter globaler Gerechtigkeit. Im Zentrum 
müssen Menschenrechte, soziale Teilhabe und ökologische 
Nachhaltigkeit stehen.

Vinzenz Glaser - Freiburg
Eingezogen über Listenplatz 4
Nicht Mandate verändern die Welt, sondern Bewegung!

Liebe Genoss*innen,
was für ein Wahlkampf, was für ein Comeback! Die Bun-
destagswahl 2025 war ein Wendepunkt für unsere Linke 
– und ein erster Höhepunkt auf dem Weg zu einer sozialis-
tischen Mitgliederpartei.

Viele Faktoren trugen zu unserem Erfolg bei, aber vor 
allem habt ihr durch euren Einsatz gezeigt: Die Linke ist 
da! Wir haben an hunderttausenden Türen geklopft und 
zehntausende neue Mitglieder gewonnen – für eine Poli-
tik von den Menschen, für die Menschen. Danke für eure 
Energie und Ausdauer!

Doch echte Veränderung endet nicht mit dem Wahltag. 
Wir müssen weiter wachsen, uns organisieren und ge-
meinsam mit den Menschen für ihre Interessen kämpfen. 
Nicht Mandate verändern die Welt – sondern 
Bewegung. Wir dürfen uns nicht vereinnahmen 
lassen und dem Druck des Parlamentarismus 
nicht nachgeben.

Für die Kampagne haben wir mein Profil auf 
drei Rollen fokussiert: Antifaschist, Sozialarbei-
ter, Papa – und so sitze ich nun im Bundestag.

Als Antifaschist habe ich in meiner ersten 
Rede klargemacht: Faschisten akzeptieren wir 
nicht. Abschottung und Ausgrenzung begeg-
nen wir mit Solidarität. Menschenrechte gelten 
für alle – oder für niemanden. Diese Position 
trage ich nun auch als Mitglied direkt in den 
Europarat.

Ich bin Vollmitglied im Auswärtigen Aus-
schuss, stellvertretendes Mitglied im Verteidi-
gungs- sowie im Menschenrechtsausschuss. 
Dort kämpfe ich als Sozialarbeiter für ein fried-
liches Leben für alle – weltweit. Rassismus 
und koloniale Strukturen legitimieren weiterhin 

Ausbeutung und Tod, oft unter dem Deckmantel deutscher 
Außenpolitik. In Gaza sterben Menschen durch deutsche 
Waffen, in der Ukraine profitieren Rüstungsfirmen vom 
Leid der Bevölkerung. Humanitäre Hilfe und Diplomatie 
dürfen nicht verdrängt werden.

Hierzulande heißt das: Sozialstaat stärken und Politik 
nach Bedürfnissen gestalten. Mein Gehalt deckle ich und 
stelle Mittel aus meinem Sozialfonds für „Die Linke hilft!“ 
bereit – für konkrete Unterstützung vor Ort.

Als Papa kämpfe ich dafür, dass mein Sohn in einer 
solidarischen Gesellschaft aufwächst.

Ich freue mich auf die Arbeit im Parlament – und noch 
mehr auf die gemeinsame Arbeit mit euch.

Niemals allein, immer gemeinsam!
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Marcel Bauer - Karlsruhe
Eingezogen über Listenplatz 6
Liebe Genoss*innen,
wir haben es gemeinsam geschafft: Dank eures unermüd-
lichen Einsatzes und eurer solidarischen Unterstützung 
konnte ich über Listenplatz sechs 
in den Bundestag einziehen. Dieses 
Mandat gehört nicht mir allein, son-
dern uns allen. Es ist das Ergebnis 
unserer gemeinsamen Arbeit, unse-
rer Gespräche an unzähligen Türen 
und unserer gemeinsamen Hoffnung 
auf Veränderung. Gemeinsam ha-
ben wir gezeigt,  dass wir uns den 
Herausforderungen dieses Systems 
stellen können – und dass wir als 
kollektive Bewegung viel erreichen 
können.

2021 bin ich in die Partei eingetre-
ten. Nach der Geburt meiner Tochter 
bin ich mit meiner Familie nach Karls-
ruhe gezogen und habe mich aktiv im 
Kreisverband eingebracht – im Vor-
stand, an Infoständen, an Haustüren 
und bei Streiks. Immer an eurer Seite, 
die Genoss*innen vor Ort. 

Nun beginnt ein neues Kapitel. 
Dieses Mandat ist für mich nicht nur 
eine individuelle Aufgabe, sondern 
ein kollektiver Auftrag, den wir zu-
sammen angehen. Es ist Ausdruck 

unseres gemeinsamen Kampfes für eine bessere, gerech-
tere Gesellschaft. Ich möchte zeigen, dass radikale, bewe-
gungsnahe Abgeordnetenarbeit möglich ist – antifaschis-

tisch, ökosozialistisch und stets auf 
der Seite der Menschen, die sich 
gegen Ungerechtigkeit und Ausbeu-
tung erheben.

Fachpolitisch werde ich mich im 
Landwirtschaftsausschuss für eine 
antifaschistische Ernährungs- und 
Agrarpolitik einsetzen. Es ist höchs-
te Zeit für einen grundlegenden 
Kurswechsel – weg von der kapita-
listischen Ausbeutung von Mensch 
und Natur hin zu einer solidarischen 
Gesellschaft, die die Bedürfnisse al-
ler in den Mittelpunkt stellt.

Für mich wird diese Aufgabe he-
rausfordernd sein. Die Vereinbarkeit 
von Mandat und Familie, von betei-
ligungsorientierter Politik und dem 
parlamentarischen Alltag wird nicht 
immer einfach sein. Doch gemein-
sam mit euch werde ich mich dieser 
Herausforderung stellen. Wir sind 
viele und gemeinsam werden wir 
Politik anders machen!
Solidarische Grüße, 
Marcel

Anne Zerr - Reutlingen
Eingezogen über Listenplatz 5

Liebe Genoss*innen,
nach einem phänomenalen Comeback und Dank Eurem 
Engagement in diesem fantastischen Wahlkampfwinter, 
aber auch in den magereren Jahren davor – habe ich mich 
wie etliche unserer neuen MdBs Ende Februar ziemlich 
unerwartet als Bundestagsabgeordnete wiedergefunden. 
Was für eine turbulente, aufregende und Mut machende 
Zeit! 

Als Gewerkschaftssekretärin bin ich unter dem Motto 
„Gewerkschaft ins Parlament“ angetreten und das Feuer 
meiner ehrenamtlichen Kolleg*innen aus den Kitas, Bus-
betrieben, Kommunalverwaltungen oder Bauhöfen treibt 
mich auch in meiner Arbeit im Bundestag an. Dort bin ich 
mittlerweile im Ausschuss Arbeit & Soziales zuständig für 
Arbeitszeitpolitik und Mindestlohn – und fest entschlos-
sen gemeinsam mit Euch und den Gewerkschaften zu 
verhindern, dass Merz und seine Milliardärsfreunde uns 
hart erkämpfte Errungenschaften wie den Achtstunden-
tag oder die Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall streitig 
machen! Gleichzeitig gilt es wieder in die Offensive zu 
kommen. Denn Arbeitsverdichtung und Stress, prekäre 
Arbeit, eine immer noch katastrophale Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und bestenfalls stagnierende Reallöhne 
bei gleichzeitig explodierenden Mieten und Preisen haben 
viele arbeitenden Menschen ans Limit gebracht. Es kann 
und muss unsere Aufgabe als Gewerkschafter*innen und 
Linke sein, unsere Klasse in all ihrer Vielfalt und Wider-
sprüchlichkeit im Tauziehen zwischen Kapital und Arbeit 
zu stärken und die Hoffnung auf eine Gesellschaft, in der 
die Macht wirklich demokratisch in der Hand der arbeiten-
den Menschen liegt, zu beflügeln und zu organisieren. 

Ich bin überzeugt davon, dass soziale Gerechtigkeit und 
die Chance auf eine demokratisch-sozialistische Zukunft 
nicht allein mit klugen Anträgen im Parlament gewonnen 
werden können, sondern nur mit gesellschaftlicher Gegen-

macht von unten. Ich 
bin Verfechterin von 
Diäten- und Man-
datszeitbegrenzung 
und setze mich auch 
innerhalb der Linken 
und der Bundestags-
fraktion dafür ein 
den Slogan „Politik 
anders machen“ mit 
Leben zu füllen: Un-
sere Mandate und 
die Ressourcen, die 
sie mit sich brin-
gen, sollen nutzbar 
sein, um gemeinsam 
zu lernen ganz real 
spürbare Verbesse-
rungen für das Le-
ben der Mehrheit 
– wie Mietendeckel 
oder armutsfesten 
Mindestlohn – zu er-
kämpfen. Und dabei 
das große Ganze 
fest im Blick zu be-
halten: Unsere Uto-
pie einer gerechten 
Gesellschaft, in der 
die Menschen, nicht 
die Profite im Mit-
telpunkt stehen und 
das gute Leben für Alle möglich ist. Ich freue mich un-
glaublich, dabei mit EUCH – so vielen tollen Genoss*innen 
– Seite an Seite zu stehen.



Aus den
Kommunen

Seite 6

Mit den Kommunen für Umverteilung!
Seit Jahren schon ist die finanzielle Situation der Städte 
und Kommunen in Deutschland miserabel. Die Haus-
haltsjahre unter Corona waren besonders hart aber auch 
dieses Jahr droht vielen Kommunen erneut der finanzielle 
Notstand. Kommunen können dabei selbst kaum Steuern 
erheben und finanzieren sich maßgeblich durch Zuwen-
dungen des Bundes und des Landes. Dort wurde aber seit 
den 90er Jahren genauso konsequent von den Kommunen 
weg umverteilt, wie auch im Rest der Gesellschaft von Arm 
nach Reich umverteilt wurde. Wir möchten deswegen an 
dieser Stelle einen Antrag unserer Reutlinger Gemeinde-
ratsfraktion dokumentierten, die sich dafür einsetzt, über 
den Städtetag Druck für ausreichende und faire kommuna-
le Finanzen auszuübern.
Antrag: Der Reutlinger Gemeinderat beschließt folgen-
de Resolution:
Die Finanzausstattung der Städte und Gemeinden muss 
durch Steuerreformendeutlich verbessert werden, damit 
die kommunalen Aufgaben und vor allem der notwendige 
riesige Investitionsbedarf gedeckt werden kann. Dazu ist 
es notwendig, auf den vorhanden großen und wachsenden 
Reichtum zuzugreifen.Der Reutlinger Oberbürgermeister 
wird aufgefordert, dieses Anliegen in den Städtetag ein-
zubringen.
Begründung: Der öffentlichen Armut, den auch der Deut-
sche Städtetag beklagt, steht ein wachsender privater 
Reichtum gegenüber. Dieser ist in den letzten Jahren stän-
dig gestiegen, auch während der Coronapandemie und der 
Preisschocks. Er beträgt inzwischen 15.000 Mrd. Euro, das 
sind 15 Billionen Euro, von denen zwei Drittel, also 10 Billi-
onen Euro in der Hand von nur 10 Prozent der Bevölkerung 

konzentriert ist. Die Anzahl von Multimillionären und Milli-
ardären ist in Deutschland gestiegen. In keinem anderen 
Land Europas ist die Ungleichheit größer als in Deutsch-
land (Quelle: Memorandum-Gruppe). Zahlreiche Städte 
und Gemeinden fordern, die Vermögenssteuer wieder zu 
erhebenEine Steuer von einem Prozent auf das Nettover-
mögen (nach Abzug von Schulden) oberhalb eines Freibe-
trags von 1 Millionen Euro würde etwa 20 Milliarden Euro 
im Jahr einbringen. https://www.vermoegensteuerjetzt.de/

„Von einer Vermögensteuer betroffen wären nach den 
gängigen Vorschlägen der Befürworter_innen lediglich die 
obersten 1 bis 2 Prozent der größten Vermögen Deutsch-
lands.“ (Friedrich Ebert-Stiftung).„Der Verzicht auf die seit 
1996 ausgesetzte Vermögensteuer hat Deutschland bis-
lang über 380 Milliarden Euro gekostet – das entspricht 80 
Prozent des Bundeshaushalts 2024“ (Oxfam).

Die Erbschaftssteuer muss reformiert werden. Der 
Steuersatz der 40 größten Erbschaften lag 2019 bei 1,9%.
In einem Minderheitenvotum stellten Verfassungsrichter 
2014 fest: Die Erbschaftssteuer sei auch „ein Instrument 
des Sozialstaates, um zu verhindern, dass Reichtum in der 
Folge der Generationen in den Händen weniger kumu-
liert und allein aufgrund von Herkunft oder persönlicher 
Verbundenheit unverhältnismäßig anwächst.“ So heißt es 
auch in der bayrischen Landesverfassung Art. 123 (3): 
„Die Erbschaftssteuer dient auch dem Zwecke, die An-
sammlung von Riesenvermögen in den Händen einzelner 
zu verhindern. Sie ist nach dem Verwandtschaftsverhältnis 
zu staffeln.“
gez. Rüdiger Weckmann Fraktionsvorsitzender

Deutscher Seniorentag mit 
Protesten und Veranstaltung der Linken
Linker Auftritt bei Deutschen Seniorentag 2025 
in Mannheim macht Schlagzeilen

„Heidi Reichinnek begeistert Senioren“, schrieb der Mann-
heimer Morgen über die Linke-Veranstaltung auf dem 
Deutschen Seniorentag.

Etwa 400 Menschen folgten der Podiumsdiskussion 
zwischen Christine Pastor von den Linke-Senioren in 
Sachsen, Lisa Pfitzmann vom Parteivorstand und der Frak-
tionsvorsitzenden Heidi Reichinnek. 

Soziale Gerechtigkeit sei kein Kampf von alt gegen 
jung, sondern von arm gegen reich, leitete Lisa Pfitzmann 
die Veranstaltung ein. Lisa Pfitzmannn vertritt die Jugend-
organisationen linkssolid im Parteivorstand.

Die BAG Senior*innenpolitik sei die „coolste BAG in der 
Linken“, begann Heidi Reichinnek ihren Beitrag, bevor sie 
über soziale Gerechtigkeit, Altersarmut und Pflege sprach. 
Die Pflege sei nur zu retten, wenn aus allen Einkommen 
anteilig in die Pflegeversicherung eingezahlt werde, also 
aus den Einkommen von Selbständigen, Beamten, Abge-
ordneten sowie aus Aktien und Mieten.

Die Linke bei „Parteien im Gespräch“ auf dem 
Deutschen Seniorentag 2025 in Mannheim
Beteiligt war die Linke auch auf der Veranstaltung „Parteien 
im Gespräch - Gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land“ mit Seniorenvertreter*innen aus CDU, CSU, 
Grünen, SPD, Linke und FDP. Die Ko-Sprecherin der BAG 
Senior*innenpolitik Sabine Skubsch aus Karlsruhe vertrat 
die Linke auf dem Parteien-Podium. Sie forderte mehr ge-
nossenschaftlichen Wohnungsbau und eine wohnortnahe 
Pflege in Stadt und auf dem Dorf. Ihre Forderung nach ei-

nem preisreduzierten Deutschlandticket für Senior*innen 
stieß bei vielen aus dem Publikum auf offene Ohren. 

Heidi Reichineck im Linken Büro in Mannheim



Neumitglieder

Seite 7

Neu bei der Linken?

Was nun?

Die Linke Baden-Württemberg 
Neumitgliederbroschüre

Liebe Neumitglieder,
herzlich Willkommen bei uns, bei der politischen Kraft 
der Solidarität, der Gerechtigkeit und des konsequenten 
Antifaschismuses. In den letz-
ten Monaten haben wir unse-
re Mitgliedszahlen verdoppelt, 
in Baden-Württemberg sogar 
ein wenig mehr als verdop-
pelt. Wir haben dies zum 
Anlass genommen, endlich 
eine eigene Neumitglieder-
broschüre aufzulegen und da 
unser Mitgliedermagazin, das 
Landesinfo an alle Mitglie-
der im Landesverband geht, 
haben wir uns entschieden, 
diese Broschüre gleich in den 
Inhalt mit aufzunehmen. Zu-
künftig wird man sie auch on-
line zum Download finden und 
kann bei Bedarf neue drucken 
lassen. 
Ziel der Redaktionsgruppe 
war es, formelle Verfahren 

und Satzungsangelegenheiten nicht allzu formell darzu-
stellen. Ihr findet also auf den folgenden Seiten eine Dar-

stellung der grundlegenden 
Orgainsationsbereiche und 
-fragen als beschreibenden 
Fließtext mit allen grundle-
genden und wichtigen In-
formationen. Wer es jeweils 
genauer wissen möchte oder 
wissen muss, findet an den 
entsprechenden Stellen aber 
auch die jeweiligen Verweise 
auf unsere Satzungen und 
andere Dokumente, wo die 
Informationen gegebenenfalls 
im Detail nachgelesen wer-
den können.

Einen besonderen 
Dank möchten wir an die 
Genoss*innen in Bayern sen-
den, deren Neumitgliederbro-
schüre Inspiration und Orien-
tierung für unsere war.

Inhaltsverzeichnis:
Grundlagen: Ein Partei, die durch Partizipation lebt

Seite 8
Die Basis der Partei: Mitgliederversammlungen

Seite 9 - 11
Links und QR-Codes zu Grundlegenden Dokumenten 
und Handreichungen

Seite 11
Parteistrukturen

Seite 12
Organisationsebenen der Partei: vom Ortsverband zur 
Bundespartei

Seite 12 - 14
Abstimmungen, Wahlen und Konsensverfahren

Seite 14

Die Ehrenämter eines Kreisverbandes
Seite 15-16

Awarenessteams und Vertrauenspersonen
Seite 16

Die Linke im Parlament
Seite 17

Die Linke und das Geld
Seite 17 - 18

Glossar
Seite 19

Landesgeschäftsstelle und Regionalbüros
Seite 19

„Wir gehen aus von den 
Traditionen der Demokratie und 

des Sozialismus, der Kämpfe 
für Menschenrechte und 

Emanzipation, gegen Faschismus 
und Rassismus, Imperialismus 

und Militarismus. Wir wollen alle 
gesellschaftlichen Verhältnisse 
überwinden, in denen Menschen 

ausgebeutet, entrechtet und 
entmündigt werden und in denen 

ihre sozialen und natürlichen 
Lebensgrundlagen zerstört 

werden.“
Grundsatzprogramm Die Linke
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Eine Partei, die durch 
Partizipation lebt
Als Partei leben wir von dir und allen unseren Mitgliedern 
und das nicht nur bei Demos, Haustüraktionen und Kund-
gebungen, sondern auch durch die Teilnahme auf unseren 
Treffen, Sitzungen und Veranstaltungen. Als linke Partei, 
ist uns das nicht nur politisch besonders wichtig, sondern 
auch in unseren Satzungen und Statuten verankert. Auf 
Seite 11 findest du die Links und die QR-Codes zu den ent-
sprechenden Dokumenten, wie Landessatzung und -sta-
tut, unserer Landespartei. Nicht nur Rechte und Pflichten, 
sondern noch viel mehr ist dort zu finden. Alles ist so exakt 
wie möglich, aber dafür auch ganz schön fomatlistisch. 

Niemals allein, immer gemeinsam!

Grundsätzlich haben auch alle Mitglieder das Recht darauf 
aktiv an der Meinungs- und Willensbildung mitzuwirken 
und sie tun dies auf ganz verschiedene Weisen. Zu den 
ganz grundsätzlichen Pflichten gehört, dass von Mitglie-
dern erwartet wird, die Grundsätze der Partei zu vertre-
ten, sich an die Satzung zu halten, den Mitgliedbeitrag zu 
zahlen und die Rechte aller anderen Mitglieder zu achten. 

Als Mitglied kannst du immer und jederzeit an allen 
Sitzungen und Veranstaltungen deines Kreisverbandes 
teilnehmen. Wenn es bei euch Ortsverbände gibt, selbst-
verständlich auch dort. Du hast dort nicht nur Rederecht, 
sondern darfst auch an allen Wahlen und Abstimmungen 
teilnehmen und Anträge stellen. Auch in den Gremien, wie 
zum Beispiel dem Kreisvorstand oder auf Landesebene 
dem Landesparteitag oder Landesausschuss dürfen unse-
re Mitglieder als Gäste teilnehmen. Oft hat man allerdings 
nur beratendes Stimmrecht, das heißt man darf mitdis-
kutieren. Bei Abstimmungen und Wahlen darf man dann 
jedoch nicht die eigene Stimme abgeben. Auch darf man 
je nachdem nicht eigene Anträge einbringen. Denn unse-
rer Genoss*innen in den Vorständen und Gremien werden 
aus unserer Mitgliedschaft gewählt und sind demokratisch 
legitimiert.
Alle Mitglieder können sich jederzeit selbst mit anderen 
Mitgliedern zusammenschließen, um gemeinsam zu ei-
nem Thema zu arbeiten und so auf die Partei Einfluss zu 
nehmen.  Die meisten dieser Zusammenschlüsse nennen 
sich Arbeitsgemeinschaften und es gibt sie auf Bundes- 
(BAGs) und auf Landesebene (LAGs). Manchmal finden 

sich auch entsprechende AGen auch auf Kreis- oder so-
gar Ortsebene. Später im Heft stellen wir dir alle LAGs in 
Baden-Württemberg vor. Selten kommt es aber auch vor, 
dass die Sitzung eines spezifischen Gremiums der Partei 
wirklich nur für die gewählten Mitglieder dieses Gremiums 
zugänglich ist. Das kann zum Beispiel der Fall sein, wenn 
es um konkrete Persönlichkeitsrechte geht. Dies soll aber 
in der Regel stets vorher bekanntgegeben werden. Nicht 
nur aber auch deswegen ist es erforderlich sich als Gäst*in 
eines Gremiums in welches man nicht gewählt wurde auch 
bei diesem anzumelden.
Gleichzeitig haben unsere Mitglieder aber auch Pflichten. 
Neben ihrem Mitgliedsbeitrag bedeutet dies vor allem 
auf Konkurrenzkandidaturen bei anderen Parteien und 
Wahllisten zu verzichten. Auch darfst du der Partei oder 

anderen Genoss*innen nicht schaden und 
musst die Rechte anderer Mitglieder achten. 
Satzungsmäßig gefasste Beschlüsse müs-
sen respektiert werden, wie zum Beispiel 
die Quotierung und auch unsere politischen 
Grundsätze solltest du teilen.
Wenn du es genau wissen und selber nach-
lesen möchtest:  die Rechte und Pflichte 
der Mitglieder sind unter §4 in der Bundes-
satzung (die-linke.de/partei/grundsatzdoku-
mente/bundessatzung/) festgelegt und auf 
Seite 11 hier findest du die Links und QR-
Codes zu den jeweiligen Dokumenten des 
Landesverbandes.

Genoss*innen redet miteinander!
Alle Mitglieder der Linken duzen sich als 
„Genossin“ und „Genosse“. Sehr geläufig ist 
auch die Version „Genossi“, genauso wie 
„Genoss*innen“ in einem Rutsch mit Glot-
tisschlag (hörbare Genderpause). Das Wort 
kommt vom althochdeutschen „ginoz“ und 
bezeichnet einen Menschen, mit dem man 
selbst einen gemeinsamen Nutzen hat. Das 

drückt aus, dass wir in der Linken sehr unterschiedliche 
Leute sind, aber nur gemeinsam und solidarisch unser Ziel 
einer besseren Politik und Gesellschaft erreichen können. 
Genossinnen und Genossen diskutieren gerne und auch 
kontrovers, aber wir wollen dennoch zusammen etwas er-
reichen und bilden eine Gemeinschaft mit gleichen grund-
legenden Ideen.

Vernetze Dich mit den anderen Mitgliedern
und suche auch das Gespräch mit den erfahreneren Mit-
gliedern. Gerade als neues Mitglied erscheint der Ablauf 
einer Versammlung manchmal formalisiert. Stell Dich ger-
ne den anderen Mitgliedern vor. Keine Scheu. Nutze auch 
die Pausen, um mit ihnen ins Gespräch zu kommen. Häufig 
gibt es am Ende der Sitzung noch einen „geselligen“ Teil, 
wo man sich auch über Persönliches unterhalten und 
besser kennenlernen kann. Hier werden auch Ideen zu ge-
meinsamen Aktionen geboren und Netzwerke geknüpft. In 
vielen Kreisverbänden gibt es aber auch weitere vor allem 
sozial und solidarisch organisierte Angebote und Treffen, 
wie z.B.: Aktiventreffen, Diskussionstreffen aber auch ge-

„Wir sind die Interessenspartei für 
soziale Gerechtigkeit, für einen 
lebenswerten Planeten, für eine 
friedliche und eine solidarische 

Gesellschaft. Da niemand anderes 
dafür wirbt als wir selbst, kommt 

es auch auf dich an.“
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Die Basis der Partei: 
Mitglieder-
versammlung
Als Mitglied bist du Entscheidungsträger*in auf der Kreis-
mitgliederversammlung (KMV) bzw. der Ortsverbands-
mitgliederversammlung (OMV), dem höchsten Organ der 
Partei im Kreisverband (KV) bzw. Ortsverband (OV). Mitwir-
kung beginnt aber auch schon vor Treffen offizieller Gremi-
en, in deinem Alltag, in deinen Umfeld und in den Gesprä-
chen die du dort führst. Niemand steht über Dir, es zählt 
das Argument und wer für ihre*seine Meinung am besten 
wirbt und mobilisiert. Damit die Entscheidungsfindung dort 
trotz unterschiedlicher Meinungen immer demokratisch 
ablaufen kann, wurden für die Mitgliederversammlungen im 
Laufe der Jahre Regeln beschlossen, an die sich alle halten 
sollen. Am Anfang scheint das erstmal etwas bürokratisch, 
aber mit der Zeit lernt man sie zu schätzen. Bei vielen Ver-
sammlungen gibt es eine kurze Vorstellungsrunde, in der du 
als neues Mitglied gerne ein paar Sätze zu dir sagen darfst. 
Wenn das einmal vergessen wird, erinnere die Sitzungslei-
tung gerne daran. Beliebt sind auch Runden zum Einstieg, 
in denen jede Person, die möchte, einmal kurz sagt, wie es 
ihr gerade geht oder was sie gerade besonders bewegt . 
Diese werden häufig Check-In oder BeFi-Runde (Befind-
lichkeitsrunde) genannt. Wichtig ist dabei aber, dass man 
sich kurz hält. Denn auch die Person neben dir hat Dinge 
auf dem Herzen und es gibt auch noch die Tagesordnung. 
Oft wird von Seiten der Moderation 
auch eine Redezeit von etwa zwei oder 
drei Minuten vorgegeben. Es ist solida-
risches Verhalten  auch bei sich selbst 
darauf zu achten. Wenn du möchtest, 
suche auch außerhalb der dafür vor-
gesehenen Tagesordnungspunkte das 
Gespräch mit den Genoss*innen, z.B. 
in den Pausen oder vor und nach den 
Sitzungen. Als linke, progressive Partei 
leben wir davon, dass wir einander ken-
nen und solidarisch miteinander umge-
hen. Auch die Kreisvorstandsmitglieder 
freuen sich immer sehr, wenn du sie 
ansprichst. Sie suchen immer nach Mit-
gliedern, die bereit sind, selbst aktiv zu 
werden. Kontaktiere gerne den Kreis-
vorstand vor der Versammlung, dass du 
dich auf ein persönliches Kennenlernen 
freust.

Sowohl auf Landes-, als auch auf 

Kreisverbandsebene gibt es aber auch  regelmäßig soge-
nannte Neumitgliedertreffen. Je nach konkretem Ziel sind 
diese auch für die ganze Mitgliedschaft offen, um sich 
besser kennenzulernen. Wenn du ein solches Angebot 
möchtest, frage gerne beim Kreisvorstand oder beim Lan-
desverband nach und wenn es gerade keines gibt aber ei-
nen erkennbaren Bedarf dafür, trau dich gerne und schlag 
ein solches Treffen vor.

Digitale Versammlungen und Angebote
In der Corona-Pandemie haben wir viele Erfahrungen mit 
Videokonferenzen (ViKo) also Online-Versammlungen ge-
sammelt. Am liebsten treffen wir uns zwar persönlich, aber 
es gibt trotzdem viele ViKos. Vor allem bei landesweiten 
Zusammenhängen und Treffen kann es sehr sinnvoll sein, 
diese online zu machen. Genauso auch um Barrieren, wie 
zum Beispiel lange Anfahrtswege, abzubauen. Generell 
sollte man sich immer die Frage stellen, was die beste 
Teilhabe ermöglicht und nicht vergessen, sie ermöglichen 
einen persönlicheren Austausch, Zwischentöne werden 
hier klarer und die Bereitschaft aktiv mitzureden ist häufig 
höher.

Messengergruppen spielen eine wachsende Rolle in 
der innerparteilichen Kommunikation. In der Regel ver-
wenden wir dafür Signal. Frage in deinem KV nach, welche 
Gruppen es gibt und wie du dort hineinkommst. Für den 
inzwischen unwahrscheinlichen Fall, dass es so etwas in 
deinem KV oder OV nicht gibt, trau dich ruhig, die Einrich-
tung einer solchen Gruppe anzuregen. Darüber hinaus gibt 
es auch noch weitere zentrale digitale Angebote der Bun-

meinsame Kneipenabende oder Kulturver-
anstaltungen. Wenn du nicht ohnehin schon 
davon weißt und Lust auf so etwas hast, 
frag gerne bei deinem Kreisvorstand nach.

Mehr werden
Die Linke ist nur so stark wie ihre Mitglie-
der. Als Partei wollen wir gemeinsam mehr 
erreichen: Wir wollen eine Mitgliederpartei 
sein, die eine solidarische Politik nicht nur 
in Parlamenten beschließt, sondern de-
mokratische und soziale Kultur auch im Alltag vorlebt. Je 
stärker wir im Leben der Menschen verankert sind, desto 
unabhängiger und glaubwürdiger können wir um Alterna-
tiven kämpfen. Das durch den Neoliberalismus bzw. Kapi-
talismus geprägte Bild einer Ellenbogengesellschaft, in der 
der einzelne Mensch sein oder ihr Glück im Konsum finden 

muss, lehnen wir ab.
Im Gegenteil: Wir möchten Menschen zu-

sammenbringen, die sich gemeinsam für ihre 
Interessen einsetzen. Gemeinschaft muss 
sich organisieren.

Wir sind die Interessenspartei für soziale 
Gerechtigkeit, für einen lebenswerten Plane-
ten, für eine friedliche und eine solidarische 
Gesellschaft. Da keine andere Partei sonst 
dafür wirbt, kommt es auch auf dich an.

Lade bitte auch Freund*innen, 
Kolleg*innen und Bekannte ein, bei unseren Aktionen 
und Veranstaltungen dabei zu sein und - wenn sie unsere 
Grundpositionen teilen - auch selbst Mitglied in der Partei 
Die Linke zu werden. Unsere Vielfalt ist unsere Stärke. Das 
kann sie aber nur sein, wenn wir in unserer Vielfalt solida-
risch miteinander umgehen. 
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despartei, wie unseren Cloudservice, eine Kampagnenapp 
und vieles weitere. Einen Link und QR-Code findest du am 
Ende dieser Doppelseite. 

Ablauf
Zu einer Mitgliedersammlung wird vom Vorstand mit einer 
vorläufigen Tagesordnung (TO) per E-Mail und selten auch 
per Post eingeladen und diese läuft - digital oder in Präsenz 
- weitgehend ähnlich ab.

Letztendlich wird die konkrete Tagesordnung im Rahmen 
der Konstituierung diskutiert, ergänzt und per Abstimmung 
der Versammlung selbst geändert.

„Konstituierung“ und „Kommissionen“
„Konstituierung“ bedeutet „sich organisieren“. Da die Mit-
gliederversammlung das höchste Organ im Kreisverband 
und ihre eigene Chefin ist, muss sie sich selbst arbeitsfähig 
machen.

Der Kreisvorstand begrüßt die Mitglieder und stellt ge-
gebenenfalls die satzungsmäßigen Formalien fest, z.B. ob 
korrekt eingeladen wurde usw. Für Einladungen gilt, dass 
diese in schriftlicher Form erfolgen müssen, die nach vorlie-
genden Daten alle Mitglieder erreichen sollte. Bis 2022 hieß 
das immer zwingend postalisch. Bis 2022 musste zwingend 
per Post eingeladen werden, seitdem ist auch eine Einladung 
per E-Mail zulässig, allerdings nur, wenn der Kreisvorstand 
sich zuvor darum kümmert, welche Mitglieder so gar nicht 
oder nicht verlässlich erreichbar sind und diese auch weiter-
hin postalisch einlädt. Wir empfehlen darüber hinaus, wenn 
man von Post zu Mail wechselt, dies zuvor wiederholt allen 

Mitgliedern anzukündigen und auch konkret abzufragen, ob 
dies in Ordnung ist. Darüber hinaus bedeutet ordnungsge-
mäß, allermindestens 10 Tage zuvor. Um auf der sicheren 
Seite zu sein, empfehlen wir aber mindestens 14 Tage zuvor. 
Einladungen per Messengerdienst wie Signal sind keine 
formgerechten Einladungen.

Je nachdem welche Punkte auf der Tagesordnung ste-
hen, werden dann Kommissionen und Funktionen gewählt, 
zumeist per einfachem Handzeichen. Diese Kommissionen 
und Funktionen übernehmen dabei wichtige Aufgaben für 
die Versammlung. Für alle diese Aufgaben gilt, dass es Sinn 
macht, sie auch durchzuwechseln. Genauso wie es Sinn 
machen kann, immer mal wieder dafür sowohl erfahrene 
Genoss*innen, wie auch unerfahrene Genoss*innen vorzu-
schlagen und zu wählen. So stellen wir sicher, dass grund-
legende Kenntnisse weitervermittelt werden und setzen 
selbst flachere Hierarchien um, wie wir sie auch politisch 
einfordern.

Versammlungsleitung: Die Versammlungsleitung (Präsidium, 
Tagungsleitung) moderiert die Versammlung und führt, inso-
fern dies nicht separat als Redeleitung vergeben wird. auch 
die quotierte Redner*innenliste.. Sie leitet die Versammlung 
und ruft die Redner*innen auf. Häufig übernimmt der*die 
Kreissprecher*in diese Rolle. Wenn sich die Versamm-
lungsleitung selbst inhaltlich zu Wort meldet, macht sie das 
kenntlich.

Protokollführung: Mindestens ein*e Teilnehmer*in der Ver-
sammlung muss die Beschlüsse in einem Protokoll festhalten 
und das Protokoll zusammen mit der Versammlungsleitung 
unterschreiben. Falls Wahlen stattfinden, ist ein zusätzliches 
Wahlprotokoll zu führen und dies sollte von allen Mitgliedern 
der Wahlkommission, der Versammlungsleitung und der Pro-
tokollführung unterschrieben werden. Es muss dann auch 
mindestens zwei Jahre, in manchen Fällen sogar vier Jahre 
lang, archiviert und verwahrt bleiben, falls es Rückfragen 
oder Anfechtungen gibt.

Mandatsprüfung: Die Mandatsprüfung übernimmt den 
Einlass, führt die Anwesenheitsliste und gleicht die 
Versammlungsteilnehmer*innen mit der aktuellen Mitglie-
derliste ab. Sie berichtet der Versammlung über ihre Prüfung 
und stellt fest, wie viele stimmberechtigte Mitglieder anwe-
send sind. Die Parteiausweise werden nicht mehr überprüft, 
sie haben in der Linken lediglich symbolischen Wert. Die Mit-
gliederliste kann über die Mitgliederverwaltung des Kreises 
oder des Bundeslandes bezogen werden. Damit der Daten-
schutz gewährleistet bleibt, hat sonst niemand Zugriff. Gebt 

der Mitgliederverwaltung aber bitte mindestens 
eine Woche im Voraus Bescheid. 

Wahlkommission: Die Wahlkommission sollte 
nach Möglichkeit aus mindestens drei Personen 
bestehen und führt durch die geheimen Wahl-
gänge. Wahlen zu Parteiorganen (Vorstände, 
Delegierte, Bundesausschuss) und Nominierun-
gen von Bewerber*innen für öffentliche Wahlen 
werden geheim durchgeführt. Die Wahlkommis-
sion ist dafür zuständig, dass die Regeln aus der 
„Bundeswahlordnung“ (https://www.die-linke.de/
partei/grundsatzdokumente/wahlordnung/) ein-
gehalten werden.

Die Wahlkommission bereitet Stimmzettel vor, 
teilt sie aus, sammelt sie ein und zählt sie aus. 
Sollte ein Mitglied der Wahlkommission selbst 
antreten, scheidet es für diesen Wahlgang aus 
der Wahlkommission aus. Die Wahlkommission 
kann Wahlhelfer*innen benennen, die beim Aus-
teilen, Einsammeln und Auszählen behilflich sind.

Antragskommission: Diese Aufgabe gibt es überwiegend 
nur bei überregionalen Versammlungen, wie dem Landes-
parteitag. Die Antragskommission nimmt Anträge und Ände-
rungsanträge bereits im Vorfeld der Versammlung entgegen, 
befindet über die Zulässigkeit der Anträge auf Basis der 
Satzungen und Statuten und sortiert sie. Sollten Anträge an 
die Versammlung vorliegen, macht die Antragskommission 
der Versammlung einen Verfahrensvorschlag, ob und in wel-
cher Reihenfolge darüber diskutiert und abgestimmt werden 
kann und soll. Da die Antragskommission zwischen den 
Versammlungen arbeiten muss, kann sie auch am Ende der 
Versammlung für die nächste Versammlung gewählt werden. 
Im Rahmen von einer Kreismitgliederversammlung raten wir 
dazu eine Antragskommission dann zu berufen, wenn be-
reits zuvor ersichtlich ist, dass eine bestimmte Diskussions- 
oder Gemengelage besonders wichtig oder kontrovers ist. 
Man kann zu diesem Zweck über die Landesgeschäftsstelle 
auch Expert*innen der Landesebene hinzuziehen.
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Geschäftsordnungsanträge
Die Versammlung kann sich im Rahmen der Satzung 
selbst Regelungen geben, wie sie eine demokratische 
Diskussion unter den Mitgliedern ermöglicht. So kann 
etwa jeder Redebeitrag auf eine Maximaldauer von zwei 
Minuten begrenzt werden, um sicherzustellen, dass keine 
Monologe geführt werden und alle zu Wort kommen. Die 
Versamlungsleitung ist befugt, im Rahmen der Satzung 
Regeln im Sinne einer solidarischen und demokratischen 
Diskussionskultur vorzuschlagen und durchzusetzen. Sie 
sollte diese Regeln umso strenger beachten, je kontrover-
ser eine politische Diskussion ist.

Jedes Mitglied kann einen Geschäftsordnungsantrag 
(„GO-Antrag“) zum Verfahren stellen, wenn es mit den Re-
geln und dem Ablauf nicht einverstanden ist und einen Vor-
schlag für ein besseres satzungskonformes Verfahren hat 
oder die Tagesordnung ändern will. Geschäftsordnungs-
anträge werden durch eine Meldung mit beiden Armen bei 
der Versammlungsleitung angezeigt. Die Versammlungs-
leitung unterbricht die Versammlung zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt, um den GO-Antrag zu behandeln und darüber 
abzustimmen. Ein GO-Antrag hat Für- und Gegenrede. 
Ohne Gegenrede ist er automatisch angenommen. Ein ty-
pischer Geschäftsordnungsantrag ist „Die Redeliste wird 
geschlossen. Nachdem alle gesprochen haben, die sich 
bis zum Ende des nächsten Beitrags gemeldet haben, wird 
direkt abgestimmt.“ Sollte ein Geschäftsordnungsantrag 
die Mehrheit finden, muss die Versammlungsleitung sich 
daran halten. Ganz wichtig ist: Ein inhaltlicher Antrag ist 
kein Geschäftsordnungsantrag.

Warum Redeliste?
Bei Versammlungen der Linken wird eine Redeliste ge-
führt. Dadurch kann jede*r zu Wort kommen, die oder 
der etwas zum Thema zu sagen hat oder Fragen stellen 
will. Häufig macht es Sinn, beides zu trennen und zuerst 
Verständnisfragen zu ermöglichen. Wenn dies der Fall 
ist, sollten Fragen nicht für „versteckte“ Inhaltsbeiträge 
benutzt werden, das ist unsolidarisch. Wortmeldungen 
nimmt die Tagungsleitung entgegen, sortiert sie und ruft 
sie auf. Häufig wird eine Redezeitbegrenzung beschlos-
sen, zum Beispiel drei Minuten. Die Redelisten sind gemäß 
Satzung immer doppelquotiert, das heißt, dass zum einen 
FLINTA* (die Abkürzung steht für die Gruppen, welche 
in unserer Gesellschaft besonders stark vom Patriarchat 
diskriminiert und/oder marginalisiert werden: Frauen, Les-
ben, Inter-,Nicht-Binäre, Trans-, Asexuelle Menschen und 
mehr) vorgezogen werden, darüber hinaus ziehen wir auch 
Redebeiträge von Genoss*innen nach vorne, wenn sich 
diese zum ersten Mal zu einem Thema äußern möchten. 
Damit machen wir uns nicht nur bestehende patriarchale 
Machtverhältnisse bewusst, sondern wollen auch eine an-

dere gesellschaftliche Praxis anwenden und durchsetzen.

Wahlen
Wahlen laufen nach Bundeswahlordnung ab. Die Wahl-
kommission hat sich im Zweifel immer daran zu orientieren. 
Bei allen Wahlen im Rahmen der Linken ist mindestens 
die Hälfte der Plätze für Frauen reserviert. Deshalb gibt 
es immer zuerst eine „Liste zur Sicherung der Mindest-
quotierung“ und dann eine „gemischte Liste“. Frag gerne 
nach, wenn Du etwas nicht verstehst. Deine Stimme ist 
zu wertvoll, um sie zu verschwenden. Wahlen zu Orga-
nen (Vorstandswahl, Parteitagsdelegiertenwahl, Wahl zum 
Bundesausschuss) und Wahlen von Bewerber*innen für 
öffentliche Wahlen müssen geheim stattfinden. Ande-
re Wahlen müssen geheim stattfinden, wenn nur ein*e 
stimmberechtigte*r Teilnehmer*in das will.

Sonstiges / Termine
Die beste Möglichkeit, deine neuen Genoss*innen ken-
nenzulernen: Nimm an Aktivitäten über die Mitglieder-
versammlung hinaus teil. Ob Veranstaltungen, Demonst-
rationen, Infostände etc.: Sprich diejenigen an, die einen 
Vorschlag gemacht haben und gib einfach Bescheid, wenn 
Du etwas noch nie gemacht hast. Das ist kein Problem.

Politische Bildung
Um gesellschaftliche Zusammenhänge und die politischen 
Grundlagen der Politik der Partei verstehen zu können 
und in der Lage zu sein, Veranstaltungen und Aktionen zu 
organisieren, braucht es Schulung und politische Bildung. 
Die uns nahestehende Rosa-Luxemburg-Stiftung und die 
Landeskommission politische Bildung (KpB), bieten ein 
breites Spektrum an Veranstaltungen an - digital oder vor 
Ort. (Mailadresse der KPB: politischebildung@dielinke-bw.
de)

Darüber hinaus führt der Landesverband, aber auch 
einige KVs, Begrüßungs- und Schulungsabende, Neumit-
glieder-Treffen, Seminare und mehr durch.

Auch hier gibt es mittlerweile ein sehr umfangreiches 
Angebot online, nicht nur im Bereich der thematischen 
politischen Bildung, sondern auch für Fragen der Organi-
sierung, Kampagnen und Unterstützungssoftware der Par-
tei, wie Zetkin (Organizing und Telefonaktionen) und Lissi 
(Grafik- und Flyergestaltung). Eine gute Übersicht findest 
du u.a. beim Onlineangebot unserer „Aufbauheld*innen“ 
und auch als Zusammenstellung im roten Kasten unten-
stehend. Eine wirklich umfassende Sammlung von In-
formationsmaterial rund um unsere Partei findest du im 
sogenannten „Roten Ordner“. Dabei handelt es sich um 
die Internetseite „roterordner.die-linke.de mit Dokumen-
ten, HowTos und Grundlagen. Hier mal durchzustöbern ist 
sinnvoll verbrachte Zeit

Die Satzung, offizielle Dokumente 
und weitere solche Dinge findet 
ihr hier: https://www.die-linke-

bw.de/partei/dokumente/

Die Linke digital. Hier findest 
du unsere digitalen Angebote 

von Nachrichten über 
Kampagnensoftware bis zu 

unserm Cloudservice: https://
digital.die-linke.de/start/

Onlineseminare, Workshops 
etc. der Aufbauheld*innen 
https://www.die-linke.de/

mitmachen/aufbauheldinnen/
veranstaltungen-
aufbauheldinnen/

Der Rote Ordner, mit allen weite-
ren Basics der Parteiorganisation: 

roterordner.die-linke.de
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Organisationsebenen der Partei:
In der Partei Die Linke haben wir drei ortsbezogenen Ebenen: den Kreisverband, den Landesverband und die Bundes-
partei. Optional gibt es noch die Ebene der Ortsverbände unterhalb des Kreisverbandes und des Regionalverbandes 
zwischen den Kreisverbänden und dem Landesverband. In Baden-Württenberg spielen zudem die vier Regierungsbezir-
ke immer mal wieder eine organisatorische Rolle, aber keine in Bezug auf Gremien oder Organe der Partei.

Ortsverbände (OV):
Unterhalb des Kreisverbandes können sich unsere Genoss*innen zu einem Ortsverband zusammenschließen. Vor allem in 
Kreisverbänden mit langen Fahrtwegen kann das sehr sinnvoll sein um Partizipation zu ermöglichen und zu stärken. Für 
einen Ortsverband müsst ihr mindestens sieben Genoss*innen sein und drei für den Vorstand. Wenn ihr dies seid, könnt 
ihr beim Kreisvorstand eine Gründung beantragen. Der Kreisvorstand sollte dem in der Regel zustimmen, schließlich sind 
wir eine partizpative Mitgliederpartei. Bei Streitfällen entscheidet der Landesausschuss oder die Schiedskommission.

Parteistrukturen
Die innerparteiliche Demokratie
Unser höchstes Entscheidungsgremium ist immer, wenn so 
viele Genoss*innen von uns zusammen kommen wie mög-
lich. Im Kreis ist das die Kreismitgliederversammlung, im 
Land der Landesparteitag und im Bund der Bundesparteitag. 
Da wir aber nicht alle permanent zusammen tagen, diskutie-
ren, analysieren und entscheiden können, wählen diese Or-
gane auch Gremien, welche die alltägliche politische Arbeit 
erledigen, zum Beispiel den Kreis- oder Landesvorstand.

Da diese Gremien aber auch ganz demokratisch uns 
allen als Mitgliedern verpflichtet sind, wählen wir auch Kon-
trollorgane, wie die Finanzrevisionen oder den Landes- und 
Bundesausschuss. Diese Gremien werden bei uns auf maxi-
mal 2 Jahre gewählt. Begründete Ausnahmen sind möglich 
und häufig wählen wir selbstbestimmt auch in kürzeren In-
tervallen. Mindestens alle 2 Jahre gibt es auch einen Tätig-
keitsbericht der gewählten Gremien, überwiegend aber viel 
häufiger. Diese Tätigkeitsberichte werden vom Gremium in 
die zuständige Ebene gegeben. Zum Beispiel vom Landes-
vorstand an den Landesparteitag oder vom Kreisvorstand 
an die Kreismitgliederversammlung. Der Beschluss dieser 
Berichte ist im Normalfall nicht kontrovers. Dennoch sind es 
Formalien, die unbedingt erfüllt werden müssen.

Meinungsbildung
Grundlage der Meinungs- und Positionsbildung bei uns sind 
die Diskussionen und Analysen miteinander. Im Landesver-
band und in den Kreisverbänden solltest du auch zahlreiche 
Angebote dafür finden. Wenn dem mal nicht so ist oder der 
Bedarf nach Räumen für Diskussionen größer ist, melde 
dich mit einem Vorschlag oder Bedarf dafür beim zustän-
digen Gremium oder Vorstand. Wenn du selber Vorschläge 
dafür hast oder an der Organisation mitwirken kannst, 
macht es das natürlich für alle leichter und die Umsetzung 
wahrscheinlicher.

Die „offizielle“ Meinungsbildung bei uns in der Partei, 
das heißt Inhalte, die zu Positionen oder Programmen wer-
den, werden in den zuständigen Gremien durch Anträge 

erarbeitet. Jedes Mitglied von uns kann immer Anträge an 
die zuständigen Gremien stellen, mehr Gewicht aber auch 
mehr demokratische Einbindung hat ein Antrag natürlich 
dann, wenn er nicht alleine gestellt wird, sondern wenn 
man sich davor noch Unterstützung und Zustimmung von 
Gremien oder Gliederungen holt, wie zum Beispiel vom 
Kreisverband, in dem du Mitglied bist. Anträge sind aber an 
ein geregeltes Verfahren gebunden. Sie haben in der Regel 
Einreichungsfristen. Anträge für den Landesparteitag zum 
Beispiel müssen 6 Wochen bevor dieser stattfindet einge-
reicht werden. Änderungsanträge müssen bis 2 Wochen 
davor eingereicht werden. 

Wenn ihr die Formalien ganz genau wissen möchtet 
oder müsst, findet ihr diese in den entsprechenden Sat-
zungen und Ordnungen der Partei, wie auf Seite 11 verlinkt. 
Besonders relevant dabei sind die Geschäftsordnung des 
Landesparteitags und die Landessatzung. Die meisten 
Formalien entsprechen auf Kreisebene auch diesen beiden 
Dokumenten. Ergänzungen kann es durch eigene Kreis-
verbandssatzungen geben. Wenn du dir unsicher bist oder 
nicht findest was du suchst, melde dich immer gerne in der 
Landgeschäftsstelle oder bei deinem Kreisvorstand.

Pluralismus und politische Vielfalt
Die Linke ist eine Partei, in der viele Mitglieder eine starke 
Meinung zu zahlreichen Themen vertreten.. Die Kunst des 
Pluralismus ist, die unterschiedlichen Positionen als eine 
Quelle des voneinander Lernens zu begreifen und die 
eigenen Positionen immer wieder zu überprüfen und wei-
ter zu entwickeln. „Fragend schreiten wir voran“ - dieses 
Motto der zapatistischen Revolution steht auch uns gut zu 
Gesicht. Zu jeder Abstimmung gehört leider auch jemand, 
die oder der unterlegen ist. Wichtig ist, dass wir unsere 
Diskussionen aber auch die Umsetzung unserer Positionen 
solidarisch miteinander angehen wollen. Das bedeutet 
neben revolutionärer Freundlichkeit, auch Respekt für die 
Mehrheitsentscheidung, genau wie für die Minderheiten-
position. Es kann Sinn machen, sich zusammen auf ein 
Konsensverfahren, statt eines Mehrheitsbeschlusses zu 
einigen.

Kreisverband (KV):
Für die meisten Genoss*innen die zentrale Ebene des politischen Wirkens und für die Partei das Rückgrat. Es ist un-
sere kleinste Einheit mit komplett eigenständigen Finanzen. Für die alltägliche politische Arbeit wird ein Kreisvorstand 
gewählt. Wie alle Vorstände bei uns, ist dieser quotiert, d.h. mindestens 50% der Vorstandsämter werden von Frauen* 
besetzt. Der Kreisvorstand muss aus mindestens drei Personen bestehen und eine Person des Vorstandes muss in se-
parater Wahl gewählt werden: der*die Kreisschatzmeister*in. Auch die Finanzrevision wird auf Kreisebene gewählt und 
besteht aus mindestens zwei Personen. Der Kreisvorstand sollte regelmäßige Kreismitgliederversammlungen organisie-
ren oder diese Aufgabe an aktive und verlässliche Genoss*innen delegieren, was aber eine Notlösung sein sollte. Kreis-
verbände mit mehr als 100 Mitgliedern können, wenn sie dafür selbst eigene Delegierte wählen, auch einen Kreispartei-
tag statt Kreismitgliederversammlungen abhalten. Die Kreismitgliederversammlung oder der Kreisparteitag entscheidet 
zudem über Anträge, kann optional eine eigene Kreissatzung abstimmen und beschließt das Kommunalwahlprogramm. 
Aktivitäten, Veranstaltungen und Kampagenen werden zudem in ihrer Durchführung hier geplant und organisiert.



Der Kreisvorstand:
ist für die tägliche politische Arbeit des Kreisverbandes zuständig. Bei Vorstandstreffen dürfen alle Mitglieder des Kreis-
verbandes teilnehmen und dort Rederecht beantragen, geht es aber um Persönlichkeitsrechte, darf der Vorstand aber 
auch jederzeit das Treffen rein auf den Vorstand begrenzen. Der Kreisvorstand organsiert in der Regel alle notwendigen 
Treffen: die Kreismitgliederversammlung, Listenaufstellung und Kandidat*innenwahlen (Achtung: die einzuladenden 
Personen richten sich nach den jeweiligen Wahlkreisen, die sind nicht immer Deckungsgleich mit den Kreisverbands-
gebieten). Auch findet hier generell die meiste Arbeit und Planung der täglichen politischen Aktivitäten, wie z.B. Ver-
anstaltungen, Aktionen, Demonstrationen und Kampagnen statt oder zumindest Entscheidungen darüber. Auch eine 
Jahresplanung und Jahrsfinanzplanung sind erwünscht und hilfreich. Darüber hinaus ist es sehr empfehlenswert, wenn 
der Kreisvorstand, immer wenn dies zeitlich möglich ist, für alle Entscheidungen auch die Diskussion und das Votum der 
Kreismitgliederversammlung oder -parteitag einholt, denn die Mitgliederebene ist bei uns immer die höchste Ebene. Im 
Konfliktfall entscheidet auch die Mitgliederversammlung. Viele Kreisverbände sind zudem dazu übergangen Aktivitäten 
auch in sogenannten Aktiventreffen (oder ähnlichem) vorzubereiten oder zu diskutieren.  

Landesverband (LV):
Bundesweit ist unsere Partei in Landesverbänden organisiert. Auch mit dieser Ebene haben die meisten unserer Mitglie-
der noch recht viel und regelmäßig zu tun. Formal besteht der Landesverband überwiegend aus den Gremien: Landes-
parteitag, Landesvorstand und Landesausschuss. Ersteres ist unser höchstes Gremium im Landesverband. Alle grund-
legenden politischen Entscheidungen und Personalien werden dort getroffen. Da der Landesparteitag aber nicht in 
Dauer und Permanenz tagen kann, delegiert er die tägliche politische Arbeit an den Landesvorstand, den er auch wählt. 
Der Landesausschuss wiederrum ist das Kontrollgremium für den Landesvorstand und die Interessenvertretung der 
Kreisverbände selbst, deswegen werden Landesausschussdelegierte auch in ihren jeweiligen Kreisverbänden gewählt.

Landesparteitag (LPT):
Hier kommen die meisten Mitglieder des Landesverbandes auf einmal regelmäßig zusammen. Wie erwähnt wird hier der 
Landesvorstand gewählt, aber auch die Landesfinanzrevision, die Landesschiedskommission, Mitglieder des Bundes-
ausschusses und Delegierte zum Bundesparteitag. Er diskutiert und beschließt aber auch die Landessatzung und nicht 
nur unser Landtagswahlprogramm, sondern auch darüber hinaus inhaltliche Schwerpunkte und Analysen. Eine rechtli-
che Sonderform mit separat in den Kreisverbänden gewählten Delegierten ist die Landesvertreter*innenversammlung 
(LVV), hier werden unsere Listen zur Bundestags- und Landtagswahl gewählt. 

Landesvorstand (LaVo):
Der Landesvorstand ist das Gremium, dass am häufigsten auf Landesebene zusammenkommt. Der Landesvorstand 
unterteilt sich noch einmal in einem geschäftsführenden und einen erweiterten Landesvorstand. Im separat gewählten 
geschäftsführenden Landesvorstand, sind unsere Sprecher*innen und Landesschatzmeister*in. Im geschäftsführenden 
Landesvorstand werden u.a. tagesaktuelle politische Entscheidungen getroffen und insbesondere die Sprecher*innen 
sind legitimiert sich im Namen des Landesverbandes öffentlich zu äußern. Auch der Landesvorstand entscheidet über 
aktuelle Politik, da aber auch er nicht beständig tagen kann, äußert sich der Landesvorstand vor allem zum Zeitpunkt 
seiner Sitzungen. Entscheidungen, Kampagnen, Aktionen, Organisationsfragen und vor allem auch Finanzen, die das 
ganze Bundesland oder mehrere Kreisverbände betreffen, werden hier diskutiert und getroffen. Alle weiteren Aufgaben 
des Landesvorstandes kann man in §20 unserer Landessatzung nachlesen. 

Landesausschuss:
Der Landesausschuss ist unter anderem das Kontrollgremium für den Landesvorstand. Es ist aber auch die direkte In-
teressenvertretung der Kreisverbände, wo auch die Delegierten gewählt werden. Der Landesausschuss tagt ebenfalls 
regelmäßig, überwiegend aber etwas weniger häufig als der Landesvorstand. Auch der Landesauschuss diskutiert aktu-
elle politische Entwicklungen und fasst dazu Beschlüsse. Dies tut er unter dem Gesichtspunkt die Zusammenarbeit aller 
Kreisverbände zu stärken. Auch über Kreisverbandsgebiete und ähnliches entscheidet der Landesausschuss gemein-
sam mit den betroffenen Kreisverbänden. Der Landesausschuss wählt aus sich selbst heraus ein Präsidium und wählt 
die Antragskommission und das Tagespräsidium von Landesparteitagen. Wer die Aufgaben des Landesausschusses 
ganz genau wissen möchte, kann sie ab §23 der Landessatzung nachlesen

Bundespartei:
Die Organe der Landespartei sind entsprechend der Organisation der Bundespartei ausgestaltet. Der Bundesparteitag 
ist also auf Bundesebene und damit auch für die Gesamtpartei, das höchste Gremium. Dort wird auch der Bundesvor-
stand gewählt. Einen Bundesausschuss gibt es formell gesehen nicht. Das Gremium heißt auf dieser Ebene Parteirat.

Bundesparteitag:
das höchste Gremium dieser Partei. Alle grundsätzlichen organisatorischen und politischen Fragen werden hier ent-
schieden. Der Parteitag wählt u.a. den Parteivorstand. Der Parteitag soll nicht nur, er muss Stellung zur Arbeit der 
Bundestagsfraktion und zur Parteieintwicklung ingesamt beziehen. Eine der seltenen aber sehr wichtigen Aufgaben 
des Bundesparteitages ist die Verabschiedung der Bundestagswahlprogramme und vor allem des Parteiprogramms 
(Grundsatzprogramm). Die formellen Rechte und Aufgaben findest du ab §15 der Bundessatzung.

Parteivorstand:
Der Parteivorstand besteht aus 26 quotiert gewählten Genoss*innen. Offiziell leitet er die Partei. Neben den Aufgaben, 
welche auch ein Landesvorstand hat, nur eben für die bundesweite Ebene, koordiniert der Parteivorstand auch die 
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internationale Arbeit der Partei. Ab §18 findest du in der Bundessatzung die Bestimmungen für den Parteivorstand.

Parteirat:
Der Parteirat ist die Entsprechung des Landesausschusses auf Bundesebene. Ihm gehören 80 Genoss*innen an. 60 
davon werden in den Landesverbänden gewählt. Der Parteirat wählt Vertreter*innen zu den Parteitagen und Gremien 

der Europäischen Linken (EL).
Innerparteiliche Zusammenschlüsse
Es steht allen Mitgliedern frei, sich mit anderen Mitgliedern zusammen zu organisieren, um auf die Partei Einfluss zu 
nehmen. Innerparteiliche Zusammenschlüsse geben sich ihre Struktur selbst. Anerkannte innerparteiliche Zusammen-
schlüsse (Arbeitsgemeinschaften) bekommen eine Finanzierung und Delegiertenmandate für Parteitage. Eine Übersicht 
über bestehende anerkannte Arbeitsgemeinschaften findest du auf den Internetseiten der Partei. Über örtliche Arbeits-
gemeinschaften vor Ort informiert dich dein Kreisverband. Um als ordentliche Landesarbeitsgemeinschaft zugelassen 
zu werden, muss man eine Reihe von Anforderungen erfüllen. Es benötigt mindestens fünfzehn Mitglieder aus mindes-
tens vier verschiedenen Kreisverbänden. Ordentliche LAGs müssen ihre Finanzen korrekt führen und regelmäßige Tätig-
keitsberichte geben. Insbesondere §9 der Landessatzung konkretisiert die wichtigsten Regeln für LAGs.
Auf den Seiten hinter dieser Mitgliederbroschüre findest du eine Übersicht aller Aktiven LAGs und Gruppen der Partei 
Die Linke in Baden-Württemberg.

Wahlen, Abstimmungen und das Konsensverfahren
Abstimmungen: 
Die meisten Anträge bei uns in der Partei werden über eine einfache Abstimmung abgehandelt. Genoss*innen zeigen 
einfach per Hand oder Stimmkarte ihre Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung. Zur Abstimmung oder Wahl berechtigt 
sind immer aller Mitglieder der Partei oder gewählte Mitglieder eines Gremiums, die seit sechs Wochen Mitglied sind. 
Mitglieder können auch eine geheime Abstimmung mit Stimmzetteln beantragen. Satzungsändernde Anträge benötigen 
eine Zweidrittelmehrheit.

Wahlen:
Wahlen für Ehrenämter oder Mandate sind immer geheim und mit Wahlschein. Wenn ihr eine Vorlage benötigt, meldet 
euch gerne in der Landesgeschäftsstelle. Wir wählen zuerst Listen und Ämter zur Sicherung der Mindestquotierung und 
danach gemischte Listen. In den meisten Fällen, ist man im ersten Wahlgang gewählt, wenn man 50%+1 Stimme erhält, 
im zweiten Wahlgang oder wenn die Versammlung dies beschließt auch schon bei relativer Mehrheit (am meisten Stim-
men, in absteigender Reihenfolge), dafür werden dann aber immernoch in jedem Fall mind. 25% der Stimmen benötigt. 
Gibt es mehr Bewerber*innen als Mandate erhält man einen Stimmzettel nur mit Ja-Stimmen und einer Stimmanzahl 
entsprechend der Mandate (also weniger als Kandidat*innen). Hat man gleich viele oder weniger Kandidat*innen als 
Mandate erhält man einen Stimmzettel mit den Optionen Ja-Nein-Enthaltung. Wahlen für parlamentarische Mandate 
haben häufig zusätzliche Regelungen und auszufüllende Dokumente, entsprechend der Gesetze. Der Landesverband 
und manchmal auch Kreisverbände geben hierfür Handreichungen heraus und erklären das Verfahren. Steht bei euch 
eine solche Wahl an und ihr habt keine Handreichung oder Genoss*innen, die wissen wie es geht, meldet euch bitte 
frühzeitig bei der Landesgeschäftsstelle oder einem Regionalbüro.

Konsensverfahren:
Dieses ist kein offzielles Abstimmungsverfahren unserer Partei, kommt es aber zustande entspricht es einer Abstim-
mung mit absoluter Mehrheit. Es stammt eigentlich aus anarchistischen und post-autonomen Zusammenhängen, kann 
sich aber aus didaktischen Gründen oder um ein Abstimmungsverfahren besonders soldiarisch zu gestalten, anbieten. 
Das Verfahren zielt darauf ab, einen Antrag im Abstimmungsprozess noch so zu gestalten und zu verändern, dass er von 
allen mitgetragen werden kann. Hierfür fragt man die Ablehnung in Stufen ab. Die Stärkste Ablehnung ist das Veto. Dies 
bedeutet, dass man etwas ganz grundsätzliches 
am Antrag ablehnt. Die nächste Stufe ist eine 
Ablehnung weil man einen Änderungswunsch 
hat, aber keine grundsätzliche Ablehnung. Dann 
folgt die Zustimmung, bei der man aber trotzdem 
noch einen Änderungswunsch hat und schließ-
lich Zustimmung ohne Änderungswünsche. Au-
ßer bei letzteren läuft es dann immer gleich: Man 
bennent die Ablehnung, sowie einen Vorschlag, 
der das ändern würde und die Versammlung 
oder Antragssteller*innen nehmen das auf und 
schreiben den Antrag entsprechend um, bis ein 
Konsens erreicht ist. Es lässt sich aber manch-
mal auch keiner erreichen und das ist ok! Das 
Konsensverfahren bietet sich an, wenn man si-
chergehen möchte, dass eine potentiell weitrei-
chende Entscheidung, die persönlichen Grenzen 
keiner einzigen beteiligten Person verletzt.
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Die Ehrenämter eines Kreisverbandes

Aktives Mitglied Mit dem Eintritt durch Ak-
tivität. Wir sind eine aktive 
Mitgliederpartei und unsere 
Gremien sollten Aktivität 
immer unterstützen, es sei 
denn, sie verstößen gegen 
Programm oder Grundsätze 
der Partei.

Teilnahme am Parteileben 
durch Partizipation an Ver-
anstaltungen, Aktionen und 
Parteitreffen. Aktivität für 
die gleichen politischen 
und inhaltlichen Ziele wie 
die Partei.

Der Himmel ist die Grenze! 
Im Durchschnitt solltest du 
mit einer Veranstaltung, 
Aktion oder Treffen der 
Partei in der Woche rech-
nen. Angebote und Not-
wendigkeiten gibt es aber 
viel mehr. 

Mitglied im Kreis- oder 
Ortsvorstand

Durch geheime Wahl bei 
der Orts- oder Kreismitglie-
derversammlung.

Die tägliche politische Ar-
beit auf Orts- oder Kreis-
verbandesebene.
Vor- und Nachbereitung 
der Sitzungen, Aktionen, 
Kampagnen. Übernahme 
weiterer Aufgaben.

Ungefähr 3 Stunden in 
der Woche steckt man in 
die Gremienteilnahme und 
die politische Arbeit und 
Planung. Auch hier gibt es 
nach oben keine Grenze 
und auch Phasen, in wel-
chen manchmal weniger zu 
tun ist.

Kreis- oder 
Ortsverbandssprecher*in

Durch geheime Wahl bei 
der Orts- oder Kreismitglie-
derversammlung.

Die Aufgaben von Mitglie-
dern des Vorstandes und 
zusätzlich noch die Organi-
sation und der Ablauf, der 
Vorstandstreffen und vor 
allem die Öffentlichkeitsar-
beit.

Ungefähr 5 Stunden in 
der Woche steckt man in 
die Gremienteilnahme und 
die politische Arbeit und 
Planung. Auch hier gibt es 
nach oben keine Grenze 
und auch Phasen, in wel-
chen manchmal weniger zu 
tun ist.

Schatzmeister*in Durch geheime Wahl bei 
der Orts- oder Kreismitglie-
derversammlung.
Separater Wahlgang!

Macht ebenfalls Grundauf-
gaben der Vorstandsarbeit, 
aber zusätzlich noch:
Buchhaltung, Aufberei-
tung der Finanzbeschlüsse, 
Überweisungen und Geld-
verkehr, Nachforderung von 
Mitgliedsbeiträgen, Erstel-
lung Finanzplan.

Ungefähr 5 Stunden in der 
Woche. Kann aber noch viel 
stärker variieren wie ande-
re Ehrenämter. Die konkrete 
Zeit hängt überwiegend da-
ran, wie viel Finanzaktivität 
im Kreisverband stattfindet 
und bei einem großen Bud-
get kann auch mehr Arbeit 
anfallen.

Mitgliederbeauftragte*r geheime Wahl auf Mitglie-
derversammlung, offene 
Wahl im Kreisvorstand. Teils 
existieren auch gesonderte 
Mitgliederverantwortliche 
auf Ortsverbandsebene, die 
einen Teil der Arbeit über-
nehmen können.

Begrüßung und Kontakt 
von Neumitgliedern und 
Organisation von Neumit-
gliedertreffen. Bericht zur 
Mitgliederentwicklung. Hält 
Kontakt und motiviert Mit-
glieder zur aktiven Teilnah-
me. Man sollte sich charak-
terlich durch einen solidari-
schen Umgang besonders 
dazu eignen und vor allem 
auf die Rückmeldungen der 
Mitgliedschaft eingehen!

Ungefähr 4 Stunden in der 
Woche. Neben der Gremi-
enarbeit kommt die aktive 
Betreuung und Mobilisie-
rung hinzu. Auch hier gibt 
es nach oben fast keine 
Grenze. Nur eine etwaige 
Rückmeldung der Mitglie-
der sollte einen bremsen.

Amt, Position, Aufgabe Wir wird man das? Was macht man da? Wie viel Zeit braucht das?

Folgend findest du eine kleine Liste der häufigsten Ehrenämter bei uns in der Partei. Sprecher*in, eine Stellvertretung 
und Schatzmeister*in gehöhren zu den zwingend vorgeschriebenen Ämtern. Je nach Arbeitsgewohnheiten ernennen 
Kreisverbände auch noch verschiedene andere Ehrenämter, ganz nach ihren Erfahrungen. Nicht alle Ämter müssen 
dabei an Kreisvorstände vergeben werden, Wahlämter zusätzlich zu den drei genannten können auch von anderen 
Mitgliedern ausgeübt werden. Es empfiehlt sich aber, dass diese Personen auch Teil des Kreisvorstandes sind, um 
die Arbeit gemeinsam besser organsieren zu können. Auch müssen die Ehren- und Wahlämter mit Ausnahme der*s 
Kreisschatzmeister*in nicht singulär vergeben werden. Man darf auch zwei oder drei Genoss*innen ein Amt gemein-
sam ausführen lassen. Wenn wir Ämter teilen, Wissen und vor allem auch Kontrolle weitergeben profitieren noch mehr 
Mitglieder und auch wir als ganze Partei davon. Die Größe des Kreis- oder OV-Vorstandes kann das entsprechende 
Gremium selbst beschließen. Das geschieht vor der Wahl des Vorstandes. Es sei hier daran erinnert, dass der Vorstand 
immer quotiert besetzt sein muss.
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Vor allem auf den Sitzungen und Treffen der Partei, gibt es noch einige weitere Wahlämter. Diese werden aber überwie-
gend zu Beginn einer Sitzung jedes Mal gewählt. Es gibt aber auch Kreisverbände und Gremien, die es vorziehen diese 
Ämter fest für mind. 1 Jahr zu vergeben um so bei den meisten Sitzungen und Treffen nicht nur ein wenig Zeit zu sparen, 
sondern auch sicher gut vorbereitete Genoss*innen für die jeweiligen Aufgaben zu haben. Zu diesen Ehrenämter ge-
hören unter anderen: Mandatsprüfung (Überprüft die Wahlberechtigung und Mitgliedschaft), Schriftführung (fasst das 
Protokoll ab), Sitzungsleitung (führt durch die Tagesordnungspunkte der Sitzung), Redeleitung (nimmt Redemeldungen 
auf und führt die doppelt quotierte Redeliste). Beides wird auch häufig durch eine Person gleichzeitig ausgeübt.

Bildungsbeauftragte*r geheime oder offene Wahl 
auf der Mitgliederversamm-
lung oder beim Kreisvor-
stand

Organisation, Bewerbung 
und Begleitung von 
Weiterbildungsangeboten 
für Mitglieder, Suche nach 
passenden Referent*innen/ 
Teamer*innen, Mitarbeit 
bei Kommission politische 
Bildung.

Pro Bildungsveranstaltung 
5 Stunden: ca. 2 Stunden 
Planung, Organisation und 
Mobilisierung, 2 Stunden 
Teilnahme. Je nach Art und 
Ziel kann die notwendige 
Zeit bei Bildungsveranstal-
tungen sehr stark variieren.

gleichstellungsbeauftragte 
Person
teilhabebeauftragte Person

geheime oder offene Wahl 
auf der Mitgliederversamm-
lung oder beim Kreisvor-
stand

Erstellung des Gleichstel-
lungsberichts bzw des In-
klusionsberichtes für die 
Mitgl iederversammlung. 
Besonderes Augenmerk auf 
Gleichstellung bzw. Inklusi-
on. Regelmäßige Arbeit und 
Fortbildung für eine besse-
re Gleichstellung oder In-
klusion.

je nach konkreter Einbin-
dung und Arbeitsteilung, 
mindestens 5 Stunden im 
Monat.

Landesparteitags-
delegierte*r
Mitglied des Landesaus-
schusses

geheime Wahl auf Kreis-
mitgl iederversammlung. 
Anzahl dabei auf Basis der 
Mitgliederanzahl durch ei-
nen festen Berechnungs-
schlüssel vorgegeben.

Teilnahme an den ge-
nannten Gremien. Vorbe-
reitung auf die Teilnahme 
auch gemeinsam mit dem 
Kreisverband und Rückbe-
richt an diesen.

ca. 4 Stunden für Vorbe-
sprechung und Rückbericht. 
Beim Landesausschuss ca 
4xJahr 1 Tag; beim Landes-
parteitag ca 1xJahr ein Wo-
chenende.

Vertrauenspersonen und Awareness
Als linke und progressive Partei stemmen wir uns nicht nur in unseren Programmen gegen Sexismus und Diskriminie-
rung, wir wollen unsere Forderungen auch ganz praktisch umsetzen. Die Bundespartei hat auf mehereren Parteitagen 
Beschlüsse zur feministischen Erneuerung gefasst und dabei auch die antisexistische Arbeit der feministischen Kom-
mission Bund und des Vertrauenspersonengremium beschlossen. Auch einen Leitfaden zum Umgang mit Sexismus und 
sexualisierter Gewalt gibt es. Der Landesverband Baden-Württemberg hatte schon davor auf dem Landesparteitag ein 
Awarenesskonzept und ein Awarenessteam beschlossen. Die Fokussierung der Materialien liegt zwar im Bereich des 
Sexismus, andere Diskriminierungsformen wie Rassismus und Ableismus sind aber durchaus mitgemeint.
Nachdem wir uns in wenigen Monaten mehr als verdoppelt haben, stellen wir unsere Strukturen diesbezüglich ganz neu 
auf. Wenn du Interesse an einer Mitarbeit hast, melde dich sehr gerne bei der Landesgeschäftsstelle: info@die-linke-bw.
de Wir können in diesem Bereich weitere engagierte Genoss*innen sehr gut gebrauchen!
Weitere Informationen:

Vertrauenspersonengremium des 
Bundes: die-linke.de/partei/ver-

trauenspersonen/
Awareness-Strukturen im Lan-

desverband Baden-Württemberg: 
die-linke-bw.de/partei/awareness-

strukturen/

Leitfaden der Partei: https://www.
die-linke.de/partei/leitfaden/
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Die Linke und das Geld
Die Linke ist eine Partei, die den Kapitalismus überwinden 
will. Noch ist er es aber nicht und entsprechend spielt Geld 
in unserer Gesellschaft eine zentrale Rolle. Teil unserer 
kollektiven Geschichte als Linke sind auch unserer Erfah-
rung was passiert, wenn man Geld nicht mehr nur verein-
zeltes Mittel zum Konsum betrachtet, sondern wenn alle 
Arbeiter*innen kleine Teile ihres Geldes zusammenlegen, 
um damit größere Ziele erreichen zu können. So entstanden 
im 19 Jh. überall in Europa nicht nur linke Parteibewegun-
gen, sondern auch die Gewerkschaften und die Genossen-
schaftsbewegung. 

Hier findest du alle Infos rund um die finanziellen The-
men unserer Partei. Dinge wie die genaue Zusammenset-
zung unserer Finanzen, ändern sich aber natürlich auch 
schnell einmal, denn sie hängen an Faktoren wie der Anzahl 
unserer Mitglieder, Mandatsträger*innen usw. 

Die Finanzierung der Partei Die Linke
Die Linke knüpft an der Tradition dieser 
Arbeiter*innenbewegung an. Sie finanziert sich deshalb 
aus vier Säulen:
•	 Mitgliedsbeiträge machen rund ein Drittel aller Einnah-

men aus.
•	 Die staatliche Parteienfinanzierung macht knapp 40% 

aller Einnahmen aus.
•	 Die Abgaben von Mandatsträger*innen machen rund 

15% der Einnahmen aus.
•	 Spenden von natürlichen Personen machen rund 10% 

aller Einnahmen aus.
Die Linke hat in ihrer Satzung beschlossen, dass sie grund-
sätzlich auf Unternehmensspenden verzichtet. Es gibt ganz 
seltene Ausnahmen hiervon, z.B. wenn eine dem Gemein-
wohl verpflichtete und kollektiv organisierte Unterneh-

mensform, wie eine Genossenschaft, eine Spende an uns 
machen möchte, entscheidet darüber der Bundesvorstand. 
Alle Einnahmen, Ausgaben und Vermögensbeteiligungen 
sind im Rechenschaftsbericht öffentlich einsehbar.

Mitgliedsbeitrag
Der Mitgliedsbeitrag ist die wichtigste Einnahmequelle für 
Die Linke. Da Die Linke auf das Solidaritätsprinzip setzt, hat 
sie eine relativ steile Staffelung der Mitgliedsbeiträge nach 
persönlichem Einkommen. Wer von Bürgergeld betroffen 
ist, kann schon für 1,50 € Mitglied werden. Dafür steigt der 
Betrag auf bis zu 4% des monatlichen Nettoeinkommens 
bei überdurchschnittlichem Verdienst. Mit Ausnahme des 
Mindestbeitrags sind diese Angaben Empfehlungen, es sind 
keine Verpflichtungen. Grundsätzlich gilt: Unsere Unabhän-
gigkeit von Parteispenden der Großkonzerne muss unseren 
Mitgliedern einen Beitrag wert sein. Aber dieser muss auch 
zu dir passen. Du hast ein bestimmtes Einkommen und dein 
Beitrag muss für dich und dein Leben funktionieren. Wir 
vertrauen unseren Mitgliedern, dass sie das selbstständig 
entscheiden können und fragen sie deshalb niemals zu ihrer 
Einkommens- und Lebenssituation aus.
Für diejenigen, die ein regelmäßiges Einkommen haben:
•	 Für jeden Euro Mitgliedsbeitrag bekommst du bei der 

Einkommenssteuererklärung 0,50 € zurück.
•	 Die Linke bekommt zusätzlich für jeden Euro Deines Bei-

trags 0,45 € staatliche Parteienfinanzierung obendrauf.
Wer es ganz genau wissen oder nachschauen will: Die 
staatliche Parteienfinanzierung ergibt sich aus dem § 18 im 
Parteiengesetz.
Sie beträgt jährlich etwa:
•	 83 Cent pro Listenstimme bei Landtags-, Bundestags- 

und Europawahlen.
•	 45 Cent pro Euro eingenommene Spende, also 

Mitgliedsbeitrag, Mandatsträger*innenbeitrag oder 

Die Linke im 
Parlament
Die Linke tritt zu öffentlichen Wahlen an. Unsere 
Bewerber*innen und Mandatsträger*innen stehen im Mit-
telpunkt der medialen Aufmerksamkeit. Sie sind die be-
kanntesten Gesichter für Die Linke.

Deshalb haben sie in der Bundessatzung zusätzliche 
Rechte und Pflichten gegenüber den „normalen“ Partei-
mitgliedern. Sie sollen in der Öffentlichkeit an den wich-
tigen Fragen Geschlossenheit ausstrahlen. Die formellen 
Erwartungen, Rechte aber auch die Pflichten unserer Ab-
geordneten, findest du unter §6 der Bundessatzung. Da-
rüber hinaus diskutieren und veröffentlichen auch unsere 
Landes- und Kreisgremien Erwartungen, welche sie an 
die Mandatsträger*innen stellen. Selbstverständlich gilt 
auch bei uns die Freiheit des Mandats und insbesondere 
diese Erwartungen sind lediglich Selbstverpflichtungen, 
gleichzeitig legen wir auch stärker als fast alle anderen 
Parteien einen Fokus darauf, die demokratischen Mitwir-
kungsrechte aller unserer Mitglieder zu stärken und Politik 
gemeinsam und solidarisch als Team zu machen.

Mandatsträger*innen haben bei uns das Recht vor 
allen politischen Entscheidungen  gehört zu werden, 
welche die Ausübung ihres Mandats berühren. Sie haben 
aber auch die Pflicht sich loyal und solidarisch gegen-
über der Partei zu verhalten und dabei vor allem die pro-
grammatischen Grundsätze der Partei zu vertreten und 
den demokratischen Willen unserer Mitgliedschaft bei 
der Wahrnehmung ihres Mandates zu berücksichtigen. 
Mandatsträger*innen bei uns in der Partei zahlen zudem 
zusätzliche Beiträge, die über die Bundesfinanzordnung 

geregelt werden und sind verpflichtet, Mitgliedschaft und 
Öffentlichkeit Rechenschaft über ihre Arbeit zu geben.

Selbst kandidieren
Als Mitglied entscheidest Du, wer das Gesicht der Linken 
in der Öffentlichkeit wird oder bleibt, indem du bei der 
Wahl der Bewerber*innen teilnimmst. Du kannst auch 
selbst kandidieren. Im Folgenden ein Überblick, welche 
Versammlung welche Bewerber*innen nominiert.
•	 Bürgermeister*in: Bewerber*in wird von einer Ver-

sammlung der Mitglieder in der Gemeinde/Stadt ge-
wählt

•	 Gemeinderat: Liste wird von einer Versammlung der 
Mitglieder in der Gemeinde gewählt

•	 Stadtrat: Liste wird von einer Versammlung der Mit-
glieder in der Stadt gewählt

•	 Landrat: Bewerber*in wird von einer Versammlung der 
Mitglieder im Landkreis gewählt

•	 Kreistag: Liste wird von einer Versammlung der Mit-
glieder im Landkreis gewählt

•	 Landtag (Erststimme): Direktkandidat*in wird von einer 
Versammlung der Mitglieder im Stimmkreis gewählt

•	 Landtag (Zweitstimme): Liste wird von der Landesvert
reter*innenversammlung gewählt

•	 Bundestag (Erststimme): Direktkandidat*in wird von 
einer Versammlung der Mitglieder im Wahlkreis ge-
wählt

•	 Bundestag (Zweitstimme): Liste wird von der Landesve
rtreter*innenversammlung gewählt

•	 Europaparlament: Liste wird von einer 
Vertreter*innenversammlung in Deutschland gewählt. 
Die Vertreter*innen werden in Regionalversammlun-
gen gewählt.
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Spende von natürlichen Personen.
Wenn Ihr Ausgaben im Sinne der Partei habt (Reisekosten, 
Druckkosten, Anmeldung von Infoständen etc.), können sie 
auf Antrag erstattet werden. Euch steht es selbstverständ-
lich frei, diese Beträge wieder für die Partei zu spenden. 
In der Regel solltet ihr die Ausgaben aber davor mit dem 
dafür zuständigen Gremium zurücksprechen, zum Beispiel 
dem Kreis- oder Landesvorstand. Denn diese demokratisch 
legitimierten Gremien entscheiden über unsere Ausgaben.

Spenden
Spenden sind eine wichtige Einnahmequelle für jede Partei, 
auch für Die Linke. Wir bitten unsere Wähler*innen und 
Anhänger*innen um Spenden.

Im Gegensatz zu allen anderen Parteien hat Die Linke 
beschlossen, ausschließlich Spenden von natürlichen Per-
sonen anzunehmen. Spenden von juristischen Personen, 
wie Konzernen, Unternehmen oder Verbänden nehmen wir, 
ausgenommen der genannten Ausnahmen, nicht an. Das ist 
auch nur konsequent, schließlich fordern wir ja auch in un-
seren Programmen, diese zu großen Teilen zu verbieten und 
auch generell die Möglichkeiten der finanziellen Beeinflus-
sung der Politik, vor allem durch Lobbyismus und Formen 
legaler „Korruption“ nach Möglichkeit ganz zu verwehren. 
Parteispenden sowie Mitgliedsbeiträge können bis zu einem 
Betrag von 825 € (Ledige) und 1650 € (Verheiratete) pro 
Jahr zu 50 % bei der Einkommenssteuererklärung zurück-
gefordert werden. Von 1650 € bis 3300 € können sie als 
Sonderausgabe geltend gemacht werden.

Abgaben von Mandatsträger*innen
Abgeordnete in Parlamenten, die als Kandidat*innen der 
Linken ins Parlament eingezogen sind, zahlen einen Teil 
ihrer Diäten und Aufwandsentschädigungen als „freiwillige 
Abgabe“ zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag an Die Linke. Das 
sind 15 % - 50 % vom Brutto. Dazu werden Vereinbarungen 
zwischen Schatzmeister*in bzw. Vorstand der jeweiligen 
Ebene und Kandidat*innen auf der Liste der Linken getrof-
fen: Grundlage ist die Bundesfinanzordnung und letztlich 
bleiben die Vereinbarungen immer im Bereich der freiwilli-
gen Selbstverpflichtung. 

Was sind Amtsträger*innen, was verdienen sie?
„Ämter“ bedeutet in der Regel unsere gewählten Parteiäm-
ter. Also Vorstand, Schatzmeister*in, Finanzrevision und 
Delegierte etc. Jedes Amt muss spätestens am Ende des 
zweiten Jahres nach der Wahl erneut gewählt werden. Wie 
die Wahlen funktionieren und welches Gremium welche 
Ämter wählt, war schon zuvor Gegenstand dieser Bro-
schüre. Diese Ämter sind dabei Ehrenämter. Es kann aber 
vorkommen und kommt tatsächlich auch immer wieder vor, 
dass manche dieser Ämter so arbeitsintensiv sind, dass die 
zuständigen Gremien dafür eine geringe Aufwandsentschä-
digung beschließen. 

Was verdienen Mitarbeiter*innen?
Daneben gibt es sogenannte Hauptamtliche. Diese bekom-
men keine Aufwandsentschädigung, sondern sie arbeiten 
für die Partei und bekommen dafür ein ordentliches Gehalt. 
Über solche Beschäftigungsverhältnisse entscheiden die 
Gremien, welche die Arbeit auch bezahlen. In den meisten 
Fällen ist dies bei uns der Landesvorstand, aber zum Bei-
spiel auch größere Kommunalfraktionen entscheiden sich 

manchmal Stellen zur Unterstützung der kommunalpoli-
tischen Arbeit zu schaffen. Regelungen finden sich auch 
in §35 der Landessatzung. Als „Tendenzbetrieb“ erwartet 
die Partei Die Linke von den Mitarbeiter*innen, die mit 
Mitgliedern der Linken vertrauensvoll zusammenarbeiten 
sollen, auch privat eine inhaltliche Nähe zur Partei. Viele 
Mitarbeiter*innen sind auch in ihrer Freizeit ehrenamtlich 
für die Partei tätig.

Mitarbeiter*innen werden dann eingestellt, wenn Tätig-
keiten im Rahmen der Satzung und Beschlüsse der Partei 
einen Arbeitsumfang erfordern, der durch ehrenamtliche 
Arbeit nicht mehr erledigt werden kann. 

Die Gewerkschaft ver.di hat mit dem Parteivorstand 
einen Haustarifvertrag für Mitarbeiter*innen der Linken 
abgeschlossen. Das Einkommen liegt etwas unterhalb des 
Verdienstes nach dem Tarifvertrag im öffentlichen Dienst 
(TVÖD). Auch Abgeordnete im Bund und Land beschäftigen 
Mitarbeiter*innen, diese sind aber außerhalb ihrer Freizeit 
und ihres Ehrenamtes zur Unterstützung der parlamentari-
schen Arbeit da.

Was verdienen Mandatsträger*innen und was 
spenden sie davon?
Mandatsträger*innen sind Bundestagsabgeordnete, Land-
tagsabgeordnete, Bezirksräte, Kreisräte, Stadträte, Ge-
meinderäte und weitere Inhaber öffentlicher Wahlämter.

Die Einkommen/Entschädigungen sind leider sehr un-
terschiedlich und die Spannweite riesig. Sie werden im 
Abgeordnetengesetz (Bundestag, Landtag) oder in der 
Hauptsatzung (Kommunalparlament) geregelt. Beides ist 
öffentlich einsehbar.

Bundestagsabgeordnete bekommen rund 11.800 € im 
Monat als Diäten (brutto). Dazu kommen noch hohe Sach-
kostenpauschalen für Arbeitsmittel und auch die Finanzie-
rung einer Wohnung in Berlin. Wie bereits erklärt halten wir 
das falsch und unsere Abgeordneten Spenden deswegen 
einen großen Teil oder führen Einkommen andersweitig als 
Abgaben ab. So bleiben normalen Bundestagsabgeordne-
ten, die ihre Tätigkeit hauptberuflich durchzuführen haben, 
4000-6000 € netto. Auch die private Krankenversicherung 
lehnen wir ab, deswegen sind unsere Abgeordneten ge-
setzlich krankenversichert und verzichten auf den unfairen 
Zuschuss, den Sie vom Staat als privat versicherte Abge-
ordnete erhalten würden

Die Mandatsträger*innen der Linken sind dazu angehal-
ten, transparent mit ihren Einkünften umzugehen. Auf den 
persönlichen Homepages der Abgeordneten findet sich 
meistens eine Transparenzerklärung.

Die Linke hilft
Nach dem Vorbild der KPÖ werden Mandatsträger*innen 
einen Teil ihrer Einnahmen aus öffentlichen Ämtern für die 
Finanzierung von Beratung und Zahlungen für Notfälle zur 
Verfügung stellen. Die Linke organisiert auf verschiedenen 
Ebenen die Beratung bei Antragsstellung von staatlicher 
Unterstützung (Wohngeld, Bürgergeld, …). In schwierigen 
Notfällen (Mietzahlung vor Kündigung,…) übernimmt sie 
auch die Zahlung von lebenswichtigen Leistungen.

Und auch an den sogenannten Fraktionsverein spenden 
unsere Abgeordneten. Auch der Fraktionsverein verfolgt 
gemeinnützige Ziele und finanziert aus seinen Mitteln poli-
tische Aktionen und Projekte. Aber auch soziale Initiativen  
ohne explizit politischen Charakter.

Die Linke hilft: https://www.die-linke.
de/partei/die-linke-hilft/

Der Fraktionsverein der Linken im 
Bundestag: https://www.fraktionsver-

ein.de/der-verein/
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Landesgeschäftsstelle 
und Regionalbüros:
Wir unterhalten zahlreiche Büros in ganz Baden-Württem-
berg. Zentral für die Arbeit des Landesverbandes ist die 
Landesgeschäftsstelle (LGS) in Stuttgart. Das Büro wird 
von einem kleinen Team an Hauptamtlichen betrieben, 
die für alle Belange des Landesverbandes ansprechbar 
sind. Hauptsächlich geschehen dort die wenig sichtbaren 
Hintergrundarbeit der Partei. Mitgliedschaften werden 
eingepflegt, Daten entsprechend Änderungen aktualisiert, 
die Landesfinanzen, Kampagnen, Veranstaltungen und 
regelmäßige Treffen der Landesgremien werden dort vor-
bereitet und an die Mitgliedschaft kommuniziert. 

Die Linke Baden-Württemberg
Falkertstraße 58, 70176 Stuttgart

Tel.: 0711 / 24 10 45, Mail: info@dielinke-bw.de

Darüber hinaus haben wir verschiedene Regionalbüros. 
Diese sind aber bezüglich der Aufgaben, die sie erledi-
gen dürfen zum Teil sehr unterschiedlich und es hängt an 
der konkreten lokalen Realisierung. Viele Büros sind eine 
Mischform bzw. eigentlich mehrere Büros, denn sie werden 
vom Landesverband, vom Kreisverband, der Kommunal-
fraktion und/oder den Bundestagsabgeordneten gemein-
sam finanziert und genutzt. Büros und Mitarbeiter:innen 

der Partei dürfen dabei alle Dinge mit Parteibezug machen, 
Büros und Mitarbeiter:innen im parlamentarischen Kontext 
dürfen dabei nur die Dinge mit Bezug zum Parlament oder 
zum Mandat machen.

Diese verschiedenen Regionalbüros findest du 
unter den folgenden Adressen:

•	 Stuttgart - Liebenzellerstr. 1, 70372 Bad Cannstatt
•	 Heilbronn - Allee 40, 74072 Heilbronn
•	 Aalen - Gartenstr. 74, 74431 Aalen
•	 Ulm - Deutschhausgasse 7, 89073 Ulm
•	 Freiburg - Karlstr. 10, 79104 Freiburg
•	 Reutlingen - Karlstr. 16, 72764 Reutlingen
•	 Heidelberg - Theodor-Körner-Straße 7, 69115 Heidel-

berg
•	 Schwäbisch Hall - Lange Str. 36, 74523 Schwäbisch 

Hall
•	 Karlsruhe - Schützenstr. 46, 76137 Karlsruhe
•	 Mannheim - T 6,37, 68161 Mannheim
•	 Konstanz - Joseph-Belli-Weg 5, 78467 Konstanz
•	 Offenburg - Lange Straße 18, 77654 Offenburg

Wir werden darüber hinaus auch noch weitere Büros eröff-
nen. Unsere Büros sind darüber hinaus stark abhängig von 
unseren Finanzmitteln und ändern sich entsprechend un-
serer Mitgliederzahlen und Wahlergebnissen auch schnell 
einmal.

Danke! Für einen starken Landtagswahlkampf
Spendenkonto des Landesverbandes:
IBAN: DE58 6001 0070 0289 5827 00
Postbank Stuttgart
BIC: PBNKDEFF
Zahlungsgrund: Spende,
Vorname, Name, Adresse

QR-Code für 
Paypal-Spenden

Natürlich freuen wir uns auch über Spenden und gehen hochgradig transparent damit um. Insbesondere 
für den bevorstehenden Landtagswahlkampf können wir unsere Mittel und Ressourcen durch Spenden 

beträchtlich steigern. Deswegen auch ein herzliches Danke für alle die uns unterstützen:

Glossar:
Wir können in einer Broschüre leider nicht sämtiche Be-
griffe und Gremien erklären, von welchen ihr vielleicht 
bereits gehört habt. Deswegen an dieser Stelle ein paar 
Kurzerklärungen.

Aktiventreffen: gibt es in vielen Orts- und Kreiverbänden 
auch unter ähnlichen Namen. Kein offizielles, sondern ein 
Arbeitsgremium. Zuständigkeiten und Verfahren sollten 
mit dem Vorstand geklärt werden.

Finanzrevision: Auf Kreisverbands- und Landesebene. 
Gremium zur Überprüfung der Finanzen.

Jugendverband: Linksjugend [‘solid]. Der Partei naheste-
hend aber auch unabhängig. Häufig in enger Zusammen-
arbeit mit dem Studierendenverband Die Linke.SDS.

Koordinationsrat: neuer Organisationsvorschlag der Stel-
le für Parteientwicklung bei welchem Diskussionen und 

Entscheidungen stattfinden können. Besteht aus dem 
Kreisvorstand und Vertreter*innen aller weiteren aktiven 
Zusammenschlüsse, wie AGs, FLINTA*-Plenum, Ortsvor-
ständen und weiteren.

Lissi: Onlineplattform der Partei zur Gestaltung von Flyern 
und Material inkl. der Gestaltungsrichtlinien.

Schiedskommission: bei schweren Streitigkeiten kann 
diese hinzugezogen werden. Entscheidet streng formalis-
tisch auf Basis der Satzung. 

Vertrauenspersonen: Ansprechpersonen bei Diskriminie-
rung oder Marginalisierung

Zetkin: Organisationsplattform der Partei für Telefonakti-
onen und Kampagnen. Kann bei der Mitgliederverwaltung 
helfend genutzt werden. 
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Fahrplan Landtagswahl
Liebe Genoss*innen,
am 8. März 2026 ziehen wir in den Landtag von Baden-
Württemberg ein.
Wir sind fest entschlossen, den Baden-Württembergi-
schen Landtag auf links zu drehen. Seit Mai stehen wir 
in den landesweiten Umfragen zur Landtagswahl bei 7-8 
Prozent. Mit über 9.500 Mitgliedern und 
einem Mitgliederzuwachs um fast 200 
Prozent in wenigen Monaten starten wir 
jetzt schon in den Landtagswahlkampf! 

Schon vor der heißen Wahlkampf-
phase brauchen wir euch alle: Wir ge-
hen jetzt wieder an die Haustüren und 
fragen die Menschen in Baden-Würt-
temberg, was sie wirklich bewegt. Mit den Ergebnissen der 
Haustürbefragungen wollen wir die Schwerpunkte unserer 
Wahlkampagne setzen.

Damit wir überhaupt zur Wahl antreten, müssen wir 
in jedem Wahlkreis 150 und für die Landesliste 2000 
Unterstützungsunterschriften sammeln. Sobald die 
Wahlkreisbewerber*innen gewählt sind, könnt ihr mit den 
offiziellen Formularen (die Formulare erhaltet ihr bei der 
jeweiligen Kreiswahlleiter*in) sammeln gehen. 

Was jetzt noch ansteht:
Nominierungsversammlungen in 70 Wahlkreisen: Die 
Kreisverbände organisieren jetzt und in den kommenden 
Wochen die Nominierung der Wahlkreisbewerber*innen. 
Du bekommst dazu alle Informationen bei deinem Kreis-
vorstand.

Wahl der Landesliste für die 
Landtagswahl: Zum ersten Mal kön-
nen Parteien in Baden-Württemberg 
eine Landesliste aufstellen. Wir stel-
len unsere Landesliste am 20. Sep-
tember auf. Die Kreisverbände wäh-
len vorab Vertreter*innen aus den 
Kreisverbänden, die bei der Versamm-

lung stimmberechtigt sind und die Liste wählen. 
Beim Parteitag im Oktober verabschieden wir unser 

Wahlprogramm. Bereits Anfang des Jahres hatten wir 
die Landesarbeitsgemeinschaften aufgerufen, uns Pro-
grammpunkte zu schicken. Ende Juni und Anfang Juli hat 
die große Mitgliederbeteiligung in Online-Austauschforen 
stattgefunden. Das Wahlprogramm wird anschließend als 
Leitantrag des Landesvorstands beim Landesparteitag 
diskutiert und verabschiedet.

„am 8. März 2026 
ziehen wir in den 

Landtag von Baden-
Württemberg ein.“

Wahl der Landesliste für die Landtagswahl 2026
Landesvertreter*innenversammlung 

Samstag 20. September 2025
Einlass ab 9 Uhr, Beginn 10 Uhr

Ort: Schwabenlandhalle, Fellbach
Tagesordnung (Vorschlag)

 1. Begrüßung
 2. Konstituierung: Wahl der Versammlungsleitung, Mandatsprüfung, Wahlkommission, Schriftführung, Vertrauensleute, 

eidesstattlich Versichernde
 3. Beschluss über die Größe der Landesliste
 4. Feststellung zur Wahlordnung
 5. Bericht der Mandatsprüfung
 6. Vorstellung und Wahl der Landesliste, Einzelwahl
 7. Vorstellung und Wahl der Landesliste, weitere Plätze
 8. Gesamtabstimmung über die Landesliste
 9. Abschluss der Versammlung

Wichtige Hinweise:
Stimmberechtigt sind die Vertreter*innen aus den Kreisverbänden, die eigens für diese Versammlung in den 
Kreisverbänden nach Landeswahlgesetz und Landeswahlordnung gewählt werden. 

Der Schlüssel zur Verteilung der 200 Vertreter*innen auf die 33 Kreisverbände ist gemäß Landessatzung im Divisor-
verfahren nach Adams bestimmt worden. Grundlage sind die Zahlen der Mitglieder in den Kreisverbänden zum 1.1. des 
laufenden Kalenderjahres. Die Vertreter*innen sind bitte bis 08. September an die Landesgeschäftsstelle zu melden.

Bewerber*innen auf der Landesliste empfiehlt der Landesvorstand, vorab die Empfehlung des Kreisvorstands einzuho-
len und eine Kandidatur in einem Wahlkreis. Schriftliche Bewerbungen sind bitte bis 20. August 2025 per Mail an die 
Landesgeschäftsstelle zu richten (lgs@die-linke-bw.de), damit sie in den gedruckten Unterlagen der Landesvertreter*in
nenversammlung berücksichtigt werden können (Informationen zur Zeichenzahl und Format werden noch vorab an die 
Kreisverbände kommuniziert).

Die Landesliste ist zentral für unsere Mandate nach der Landtagswahl. Abgesehen von dem Einzug durch den Gewinn 
eines Wahlkreises, entscheidet maßgeblich sie darüber, wer für uns in den Landtag einzieht. Um diese Liste zu wählen 
bedarf es einer speziellen Versammlung, ähnlich eines Landesparteitages, aber mit eigenen Delegierten, deren Vertei-
lungsschlüssel allen Kreisverbänden zugeschickt wurde.



3. Tagung des 9. Landesparteitags
Der Landesvorstand beruft für den 17.-19. Oktober 2025 einen Landesparteitag ein. 
Auch der Landesparteitag 2025 wird neben der Landes-
vertreter*innenversammlung von zentraler Bedeutung 
sein. Auf diesem wählen wir turnusgemäß einen Groß-
teil unserer Landesgremien neu und dies zum ersten 
Mal nachdem wir unsere Mitgliederzahlen mehr als 
verdoppelt haben.
Wichtig: Landesparteitag und Landesvertreter*innen
versammlung haben viele Ähnlichkeiten aber es sind 
zwei verschiedene Veranstaltungen mit jeweils separat 
zu wählenden Delegierten mit verschiedenen Delegier-
tenschlüssel. Wenn ihr noch turnusgemäß gewählte 
Delegierte für den Landesparteitag habt, müsst ihr 
nicht neu wählen.

Ort: Filderhalle, Bahnhofstraße 61, 70771 
Leinfelden-Echterdingen.

Tagesordnungspunkte des Landesparteitages werden 
u.a. sein: 
•	 	Neuwahl des Landesvorstandes 
•	 	Neuwahl der Landesfinanzrevision 
•	 	Neuwahl der Landesschiedskommission
•	 	Neuwahl der Bundesausschussdelegierten
•	 	Beschluss über das Landtagswahlprogramm
•	 	Frauenplenum 

Antragsfristen
•	 Leitanträge und andere Anträge von grundsätzlicher 

Bedeutung: 22. August 2025
•	 reguläre Anträge an den Landesparteitag: 5. Sep-

tember 2025
•	 Änderungsanträge zu eingereichten Anträgen: 26. 

September 2025

Bericht vom Landesausschuss 
25. Mai 2025 in Pforzheim

Am 25. Mai 2025 tagte der Landesausschuss der Partei im 
Kulturhaus Osterfeld in Pforzheim. 43 Delegierte aus 22 
Kreisverbänden kamen zusammen, um zentrale politische 
und organisatorische Fragen zu diskutieren.

Zu Beginn erinnerte Marvin Weiß für den gastge-
benden Kreisverband Pforzheim an die antifaschistische 
Verantwortung der Stadt und betonte die Bedeutung 
friedenspolitischer Arbeit – insbesondere mit Blick auf die 
Landtagswahl 2026.

Im Zentrum der Tagung stand ein Vortrag von Tobi-
as Pflüger (Informationsstelle Militarisierung) zur zuneh-
menden Aufrüstung in Baden-Württemberg. Er warnte 
vor einem sicherheitspolitischen Paradigmenwechsel und 
kritisierte die Pläne, das Land zu einem führenden Rüs-
tungsstandort auszubauen. Die anschließende Diskussion 
zeigte breite Zustimmung zur Ablehnung von Militarisie-
rung, Wehrpflicht und Bundeswehrwerbung an Schulen. 
Gefordert wurden u. a. der Ausbau von Zivilklauseln an 

Hochschulen und eine engere Zusammenarbeit mit Frie-
densbewegungen und Jugendverbänden.

Weitere Themen der Tagung waren die aktuelle Finanz-
lage, Mitgliederentwicklung sowie die Vorbereitung auf die 
Landesvertreter*innenversammlung. Diese wurde auf den 
20. September 2025 vorverlegt. Beschlossen wurde der 
von Kathleen Kamprath vorgestellte Finanzplan für das 1. 
Halbjahr 2025. Die Kriterien für die Kandidierenden zu den 
Landtagswahlen wurden mit dem Zusatz einer verpflich-
tenden Awareness-Schulung beschlossen.

Die Sitzung endete mit dem klaren Signal: Baden-
Württemberg braucht eine starke linke Kraft, die sich kon-
sequent für Frieden, soziale Gerechtigkeit und Klimaschutz 
einsetzt.

Im Anschluss fand gemeinsam mit dem Kreisverband 
Pforzheim eine Kundgebung auf dem Marktplatz gegen 
rechte Hetze und Militarisierung statt.
Präsidium Landesausschuss

Noch mehr Nachrichten und Analysen aus linker Perspektive?
Schau gerne bei unserem Online-Magazin vorbei
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Landesarbeitsgemeinschaften (LAGs)
Hier findest du eine Kurzvorstellung aller bei uns im Landesverband aktiver LAGs, die sich bei der Redaktion zurückge-
meldet haben. Landesarbeitsgemeinschaften sind parteiinterne Zusammenschlüsse, die entweder schwerpunktmäßig 
zu einem bestimmten Thema arbeiten oder sich für einen bestimmten Politikansatz entschieden haben. Die Aktivität 
mancher LAGs hat in den Jahren der innerparteilichen Krise auch geschwankt und manche LAGs befinden sich nach 
den großen Erfolgen unserer Partei jetzt auch wieder in einer Neugründungs- oder Aufbauphase. Wenn dich irgendeine 
der LAGs interessiert, nimm gerne Kontakt zu den jeweils genannten Adressen auf.

LAG 60 + links 
in Baden-Württemberg gegründet

Im Mai 2025 wurde die „LAG 60 + links“ gegründet. Zu Sprecherinnen wurden Sabine 
Skubsch (KV Karlsruhe) und Heidi Scharf (KV Stuttgart) gewählt.
Wir wollen selbstbestimmt unsere Interessen als Ältere in die Gesellschaft und in die 
Partei Die Linke einbringen. Unser Ziel ist: Ein gutes Leben für ALLE - auch im Alter. 
Nächstes LAG-Treffen: Samstag, den 06. September, 11 Uhr Online per Zoom
Bitte meldet euch an, dann schicken wir euch den Zoom-Link.
Wer Mitglied in der LAG werden will, Fragen oder Anregungen hat, erreicht uns über 
lag60+links@dielinke-bw.de

LAG Antikapitalistische Linke (AKL)
Die Antikapitalistische Linke (AKL) besteht aus bewegungsorientierten Mitgliedern der Partei 

Die Linke und aus Parteilosen. Sie ist Brückenglied zur übrigen politischen Linken und au-
ßerparlamentarischen Bewegungen. Sie will das antikapitalistische Profil der Partei stärken. 

Sie positioniert sich gegen Militäreinsätze, Sozialabbau, Privatisierungen.
Veränderungen werden nicht durch Regierungswechsel, sondern durch die Veränderung 

gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse erreicht. DIE LINKE muss Teil des Widerstands sein für 
eine Gesellschaft jenseits des Kapitalismus.

Kontakt: w.ott@die-linke-stuttgart.de

LAG Antifaschismus
Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Antifaschismus befindet sich in der Wiedergrün-
dung. Ein wenig eingeschlafen in den Jahren der innerparteilichen Krise, ist wieder 
richtig Bewegung da. Die LAG versteht sich überwiegend als Schnittstelle antifaschis-
tisch aktiver Genoss*innen und möchte gerne bestehende Strukturen vernetzen, wie 
auch die Partei selbst mit der antifaschistischen Bewegung. Mit thematisch naheste-
hende LAGs, wie den sich auch in Gründung befindlichen LINKS*KANAX wollen wir 
solidarisch auf Basis der Selbstbestimmung Rassismusbetroffener zusammenarbeiten 
und antifaschistische Bildung und Kampagnen stärken.
lag-antifa@dielinke-bw.de

LAG Betrieb und Gewerkschaft
Millionen von Kolleg*innen sind im Arbeitsleben mit den Auswüchsen kapitalistischer 

Produktion konfrontiert. Hier erfahren sie all die Verwerfungen, die sich aus einer Poli-
tik des Verdrängungswettbewerbs ergeben und organisieren sich gegen ihre Ausbeu-

tung immer noch primär in Gewerkschaften. 
In der Partei setzen wir uns dafür ein, dass die große Bedeutung der lohnabhängig Be-

schäftigten ihren angemessenen Platz bekommt. Auch in den Parlamenten wollen wir 
eine Gegenmacht bilden und uns für die Ausweitung der Rechte der abhängig Beschäf-

tigten, ihrer Familien, den Erwerbslosen u. Rentner*innen einsetzen und wir unterstüt-
zen gewerkschaftliches Engagement für politische Aufklärung und Widerstand.

Kontakt: walter.kubach@die-linke-ludwigsburg.de

LAG Bildung
Die LAG Bildung befindet sich in der Wiedergründung. Sie soll ein Zusammenschluss 
von Beschäftigten und Gewerkschafter*innen im Bildungsbereich, von Eltern und 
Schüler*innen, von Lehramtsstudent*innen sowie von mit Bildungspolitik befassten 
Kommunalpolitiker*innen sein. Dabei bietet sie neben Raum für thematischen Aus-
tausch auch die Organisation von Tagungen und die Erarbeitung von bildungspoliti-
scher Expertise in allen Bereichen.
Schwerpunkt sind gegenwärtig: die bildungspolitische Wende in BW, soziale Standards 
in der Bildung, rechte Bedrohung, Propaganda und demokratische Schulkultur. Auch für 
die Landtagswahlen 2026 ist das Thema von herausgehobener Bedeutung.
lag-bildung@dielinke-bw.de
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LAG Linke Christ*innen
Am 7. Oktober 2021 wurde die Landesarbeitsgemeinschaft Linke Christ*innen in Ba-

den-Württemberg gegründet. Sie versteht sich als Zusammenschluss von Menschen, 
die der Partei Die Linke angehören oder ihr nahestehen. Grundanliegen ist das Enga-

gement von Christ*innen für eine sozialistische Praxis. Die LAG Linke Christ*innen be-
schäftigt sich u.a. mit den Themen des Konziliaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung, der Kraft der Utopie für eine linke sozialistische Politik, 
Rechtsradikalismus. Auch eine Bundesarbeitgemeinschaft gibt es. Wer in der LAG Linke 

Christ*innen in Baden-Württemberg mitarbeiten will, ist herzlich eingeladen.
Sprecherrat: Claudia Knittel-Glotzsch, Joachim Thomas, Franz Segbers. 

Kontakt: mail@franz-segbers.de

LAG Frauen*
Die LAG Frauen* der Linken Baden-Württemberg vernetzt Frauen* innerhalb der 
Partei und steht für einen intersektionalen, klassenbewussten Feminismus. Wir set-
zen uns für eine intersektional-feministische und emanzipatorische Gleichstellungs-
politik ein. In regelmäßigen Treffen tauschen wir uns aus, stärken uns gegenseitig 
und bringen unsere Perspektiven aktiv in gesellschaftliche und parteipolitische 
Kämpfe ein. Unser Ziel: eine solidarische Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unter-
drückung – feministisch, antikapitalistisch und gerecht.
Neue Mitstreiterinnen* sind herzlich willkommen!
Kontakt: lag-frauen@die-linke-bw.de

LAG Frieden
Die LAG Frieden der Linken in BaWü unterstützt die linken Friedensbewegungen und 

setzt sich für ein stabiles Selbstverständnis der Partei ein. Die Linke ist die Antikriegs-
partei. Kriege jeglicher Art sind grundsätzlich abzulehnen. Wir sind der Überzeugung, 

dass das Militär im Kapitalismus ausschließlich dem Kapital und Machtinteressen dient. 
Wir treffen uns jeden 4. Dienstag ab 19.00 Uhr und führen einmal im Jahr einen frie-

denspolitischen Ratschlag durch. Außerdem diskutieren wir Anträge und arbeiten in der 
Partei mit, um die antimilitaristischen Positionen zu stärken. 

Kontakt: t.haschke@die-linke-stuttgart.de

LAG Ökologische Plattform
Bei uns bringen sich Menschen mit ihren Kenntnissen und Erfahrungen ein, die 

sich besonders mit Umwelt- und Klimaschutz, Mobilität, Energie, Städtebau und 
Raumplanung beschäftigen. Gerade im Ländle der Weltmarktführer sehen wir 

eine andere Definition von Wohlstand mit gutem Leben für alle ohne Zerstörung 
der Lebensgrundlagen und Wachstumszwang.

Die Ökologische Plattform sieht sich als Garant dafür, dass die Partei Die Linke 
ein sozial-ökologisches Profil entwickelt. Die Linke soll für alle umweltbewussten 

Menschen attraktiv und wählbar sein.
Treffen sind meist in VK, manchmal mit Input-Vortrag.

matthias.boehringer@die-linke-bw.de

LAG LINKS*KANAX
Wir sind LINKS*KANAX – eine LAG in Gründung und ein migrantisch-linkes Netzwerk in 
und um Die Linke. Wir kämpfen gegen Rassismus und Abschottungspolitik – innerhalb 
und außerhalb der Partei. Wir setzen uns für echte Repräsentation, Bewegungsfreiheit 
und eine plurale Linke ein. LINKS*KANAX BaWü ist offen für alle mit Flucht- und Mi-
grationsgeschichte und Rassismuserfahrungen, die sich für eine starke, solidarische 
Gesellschaft einsetzen wollen.

LAG Digitale Linke
Digitalisierung, KI und Datenschutz sind in der gesellschaftlichen Diskussion so präsent 
wie nie, finden in unserer Partei häufig aber nur eher nebenher statt. Das wollen wir mit 

der LAG digitale Linke in Zusammenarbeit mit der BAG Digitalpolitik ändern.
 Dabei belassen wir es nicht bei Diskussionen und Entwicklung von Inhalten in unseren 

regelmäßigen Videotreffen, sondern unterstützen unsere Genoss*innen auch bei digitalen 
Herausforderungen und dabei, mit Digitalisierung die Parteiarbeit einfacher und effizien-

ter zu machen – so bleibt ihnen mehr Zeit, um den Menschen zuzuhören und zu helfen.
Kontakt: digitalelinke@die-linke-bw.de
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Landesweite Gruppen
Neben den Landesarbeitsgemeinschaften gibt es bei uns im Landesverband noch weitere Gruppen. Die als landeswei-
ter Zusammenschluss, ganz ähnlich den Landesarbeitsgemeinschaften, funktionieren. Diese sind aber ein klein wenig 
anders als die Landesarbeitsgemeinschaften verfasst und haben deswegen kleine Unterschiede zu diesen.

Forum Linke Kommunalpolitik in 
Baden-Württemberg e.V. (Kompofo)
In Baden-Württemberg gibt es keine LAG Kommunalpolitik, sondern den gemeinnützi-
gen Verein Kompofo, der alle linken Kommunalpolitiker*innen vereinen will. Unser Ziel 
ist es Menschen für kommunalpolitische Prozesse oder Kandidaturen bei Kommunal-
wahlen zu ermutigen. Das Kompofo vernetzt und verbindet ihre Arbeit, da viele von uns 
allein oder in kleinen Gruppen vertreten sind. So organisieren wir regelmäßige Online-
Austausche, etwa zu Mietwucher im Mai und zu Pflege/Quartiersarbeit im Juni. Außer-
dem bieten wir regelmäßig Workshops und Seminare an.
Meldet euch bei Interesse bei Dennis Ulas: dennis-ulas@web.de

Die Linke hilft 
»Die Linke hilft« hat als Zusammenschluss der Aktiven in den Sozialberatungsangebo-
ten unserer Partei begonnen. Den Menschen bieten wir ein breites Angebot zur Unter-
stützung, insbesondere in sozialen Fragen. Wir wollen unsere Politik praktisch machen 

und soziale Kämpfe auch durch Beratung und Unterstützung der Betroffenen führen. 
Besonders erfolgreich war unser Heizkostencheck im Wahlkampf. Auch in Baden-

Württemberg arbeiten Genoss*innen aktiv mit und bei ausreichend Angeboten und 
Genoss*innen könnte auch eine LAG gegründet werden.

Angebote in BW: die-linke.de/partei/die-linke-hilft/baden-wuerttemberg/
Kontakt: florian.vollert@gmx.de, david.schecher@die-linke-bw.de

Landeskommission Politische Bildung (KPB)
Die Kommission Politische Bildung organisiert die Bildungsarbeit bei uns im Landes-
verband. Die Kommission ist für Genoss*innen mit Vorerfahrung in der politischen 
Bildungsarbeit offen. Das Angebot und die Aktivitäten sind dabei breit und vielfältig. 
Bildungsangebote werden dabei als ganze Tage oder einzelne Veranstaltungen so-
wohl vor Ort, wie auch digital konzipiert und umgesetzt. Auch größere mehrtägige 
Konferenzen organisiert die KPB. Sie arbeitet dabei eng mit den Bildungsbeauftrag-
ten der Kreisverbände zusammen. Einen Bericht des Bildungstages mit diesen Be-
auftragten findest du auch in diesem Landesinfo.
politischebildung@dielinke-bw.de

LAG queer
Die LAG queer kämpft für die rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung aller quee-

rer Menschen. Wir kämpfen gegen Queerfeindlichkeit, gegen konservative, rechte und 
religiös-fundamentalistische Aufklärungs- und Emanzipationsgegner*innen wie die so-
genannte „Demo für Alle“ und die AfD. Wir treten ein für die Rechte queerer Menschen, 
auf der Straße, in den Schulen, in den Universitäten, in den Betrieben und in den Parla-
menten. Wir sind solidarisch mit allen Opfern gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

– weltweit. Innerparteilich ermöglichen wir Vernetzung queerer Menschen und fördern 
die Sichtbarkeit innerhalb des Landesverbands.

bw@dielinke-queer.de

AG Social Media BW – Die Linke
Die AG Social Media hat das Ziel, unsere Inhalte gezielt zu verbreiten, unsere politi-

schen Botschaften klar zu kommunizieren und den Dialog mit der Bevölkerung zu för-
dern, dabei setzen wir auf Social Media versuchen die Sichtbarkeit und Interaktions-

zahlen zu steigern. Wir bieten auch Workshops an und wenn ihr selbst Inhalte erstellt, 
teilt sie gerne mit uns. Durch einen Netzwerkcharakter, sich gegenseitig zu folgen und 

viele Interaktionen stärken wir unsere Öffentlichkeitsarbeit. Wir sind keine LAG son-
dern ein reiner Arbeitszusammenschluss.

david.rizzotto@linke-bw.de 

LAG Selbstbestimmte Behindertenpolitik 
Wir verstehen uns als eine Gruppe von Menschen mit und ohne Behinderungen, die 
behindertenpolitische Themen nach den Grundsätzen der Partei „Die Linke“ in Baden-
Württemberg vertreten will. Wir wollen das Thema Inklusion und Barrierereduktion als 
allgemeine politische Themen verankern und mit ihnen wirksam Diskriminierung be-
kämpfen. Nach 2 schwierigen Jahren befindet sich die LAG in Wiedergründung, kommt 
dazu und vernetzt euch. Unser Motto:„Selbst handeln statt behandelt werden!“  
Kontakt: Utz Mörbe (Landesinklusionsbeauftragter): utz.moerbe@die-linke-bw.de



Aus der Partei

Seite 25

Den Funken weiterreichen
Bericht vom Politischen Bildungstag der Linken Baden-Württemberg am 17.05.2025
Von den vielen herausfordernden Aufgaben, welche wir 
als Partei bewältigen müssen, gehört die politische Bil-
dung wahrscheinlich zu den schönsten – dieser Ein-
druck entstand zumindest als sich am Samstag, den 
17.05., über 40 Kreisverantwortliche für politische Bil-
dung aus dem gesamten Landesverband in Karlsruhe im 
Gewerkschaftshaus zusammenfanden, um die politische 
Bildungsarbeit im Land auf ein neues Level zu hieven. Bei 
dem von der Landeskommission für politische Bildung 
organisierten Treffen waren vor allem viele Neulinge der 
politischen Bildung aber auch einige alten Hasen dabei, die 
sich über die vielen neuen Leute freuten. 

Nach einer Begrüßung durch Amelie Vollmer skizzierte 
Alexander Glasner-Hummel für die Landeskommission 
vor welchen Aufgaben die politische Bildung angesichts 
der allgemeinen Rechtsentwicklung in Deutschland sowie 
dem enormen Mitgliederzuwachs der Linken steht. Aus 
Sicht des Landesverbandes hätte die politische Bildung im 
Allgemeinen stets drei große Fragen zu beantworten: 1. In 
was für einer Welt leben wir, 2. Wer sind wir als Partei, wo 
kommen wir her und wo wollen wir (u.a. programmatisch) 
hin und 3. Wie sieht das politische Handwerkszeug aus, 
dass wir in unserer alltäglichen Arbeit brauchen und wie 
können wir es richtig anwenden. 

Die derzeitige allgemeine gesellschaftliche Lage, von 
welcher die politische Bildung ausgehen muss, beschrieb 
Alexander Glasner-Hummel 
dabei als „faschistisches 
Momentum“ – zwar beste-
he nicht die Gefahr eines 
unmittelbaren Übergangs in 
den Faschismus, dennoch 
sind die rechten Kräfte in 
Deutschland und darüber 
hinaus gerade in der Of-
fensive. Neben den Dau-
eraufgaben der Schaffung 
sozialer Gerechtigkeit und 
Friedens wäre deshalb den 
Aufstieg der Rechten zu 
stoppen, die dritte zentrale 
Aufgabe, welche sich aktu-
ell für Die Linke stellt. 

Linke politische Bildung 
müsse dabei vor allem er-
mutigen und befähigen 
selbst aktiv zu werden. Die 
anwesenden Kreisverant-
wortlichen für politische Bil-
dung spielten dabei inner-
halb des Landesverbandes 
eine entscheidende Rolle. 
Das Wichtigste wäre da-
bei zunächst, wo dies noch 

nicht passiert ist, nun einfach mit der Organisation von 
politischen Bildungsformaten anzufangen. Wie dies kon-
kret organisatorisch funktionieren kann, erläuterte Kim 
Sophie Bohnen an vergangenen gelungenen politischen 
Bildungsformaten im Landesverband wie etwa den Früh-
jahrspraxisakademien. Optimalerweise richten sich die 
Kreisverantwortlichen für politische Bildung dabei stets an 
den spezifischen Bedarfen ihrer jeweiligen Kreisverbände 
aus. 

In einem interaktiven Teil entwickelten die Teilnehmen-
den eigene Bildungsformate für ihre jeweiligen Kreisver-
bände und stellten diese in der Gesamtgruppe vor. Die 
Ideen reichten dabei ganz klassisch von Einführungssemi-
naren in die Politische Ökonomie nach Karl Marx bis hin zu 
Workshops, welche sich speziell an ältere Genoss*innen 
richten zur sicheren Kommunikation zu den in der politi-
schen Arbeit vielerorts inzwischen gebräuchlichen Chat-
gruppen. 

Die Stimmung war beim Bildungstag bestens, so dass 
die Teilnehmenden am Ende vereinbarten, nun halbjährlich 
sich als Kreisverantwortliche treffen zu wollen. Außerdem 
wurde eine Vernetzung über eine inzwischen eingerichtete 
Telegram-Chatgruppe beschlossen.  Mit dieser können die 
Teilnehmenden auch außerhalb von Präsenztreffen Ideen 
austauschen und sich gegenseitig bei Konzeption und Or-
ganisation von politischen Bildungsformaten unterstützen.

alle Veranstaltungstermine und Informationen unter: https://bw.rosalux.de/
oder dem QR-Code folgen



Leerstand ist politisch – wir 
machen ihn sichtbar!
Unser landesweiter Aktionstag am 14. Juni

Warum steht hier Wohnraum leer? Unter diesem Motto 
waren wir flächendeckend im Land unterwegs. Ob in Stutt-
gart, Esslingen, Heidelberg, Ludwigsburg, Schwetzingen, 
Karlsruhe, Schriesheim, Freiburg, Sindelfingen, Mannheim 
und noch mehr – überall haben wir mit Haustürgesprä-
chen, Infoständen und Aktionen den Leerstand vor Ort 
thematisiert und Menschen in den Stadtteilen direkt an-
gesprochen.

Denn während in Baden-Württemberg rund 230.000 
Wohnungen leerstehen, fehlen gleichzeitig mindestens 
250.000 Wohnungen. Allein in Stuttgart sind es laut Zen-
sus etwa 11.000 leerstehende Wohnungen – die Dunkelzif-
fer dürfte weitaus höher liegen. In vielen Großstädten liegt 
die Leerstandsquote offiziell zwischen 3 und 4,5 % – doch 
der tatsächliche Leerstand bleibt oft im Verborgenen.
Die Ursachen für diesen Missstand sind vielfältig:
Spekulation mit Wohnraum, Erbstreitigkeiten, Vermie-
tungsunwilligkeit oder soziale Gründe – aber in allen Fällen 
gilt: Wohnraum ist zum Wohnen da!

Dabei gibt es längst gesetzliche Regelungen: Das 
Zweckentfremdungsverbot greift bei einem Leerstand von 
über sechs Monaten. Die Nutzung als Ferienwohnung, ge-
werbliche Umnutzung oder bauliche Veränderungen sind 
genehmigungspflichtig. Theoretisch können Bußgelder 
von bis zu 100.000 Euro verhängt und Zwangsvermietun-
gen angeordnet werden – doch in der Praxis passiert oft: 
nichts.

In Baden-Württemberg haben bisher nur fünf Städte 
– Stuttgart, Freiburg, Heidelberg, Tübingen und Konstanz 
– entsprechende Satzungen. Doch selbst dort wird das 
Gesetz zögerlich, unzureichend und oftmals gar nicht an-
gewandt. Manchmal haben diese Regelungen sogar einen 
gegenteiligen Effekt, wenn sie rein instrumentell populis-
tisch genutzt werden: in Tübingen beispielsweise droh-
te der Oberbürgermeister während Wahlkämpfen immer 
wieder mit dem Zweckentfremdungsverbot, geschehen 
ist nie etwas. Leerstand bleibt folgenlos – obwohl ihn viele 
täglich sehen.
Deshalb sagen wir als Linke: Schluss mit dem 
Wegsehen!
Wir machen Leerstand öffentlich, fordern konsequentes 
Handeln der Kommunen und verbinden unsere Aktio-

nen mit konkreten 
parlamentarischen 
Initiativen. Un-
ser Ziel ist klar: In 
jeder Gemeinde 
soll eine Zweck-
entfremdungssat-
zung gelten – und 
sie muss auch 
durchgesetzt wer-
den.
Unsere Haus-
türgespräche 
sind dabei das 
Herzstück un-
serer politi-
schen Arbeit.
Mit dem Aktionstag haben wir ein weiteres Etappenziel auf 
dem Weg zu unserem großen Vorhaben erreicht: 100.000 
Haustüren bis zur Landtagswahl 2026. Wir waren mit 
vielen Genoss*innen im ganzen Land unterwegs, haben 
zugehört, Leerstand aufgespürt und konkrete Missstände 
aufgenommen – vom leerstehenden Altbau bis zum unsa-
nierten Wohnblock.

In vielen Gesprächen spürten wir Wut, aber auch 
Hoffnung: Menschen, die sich über Jahre alleingelassen 
fühlen, schöpften durch das Gespräch neuen Mut. Einige 
waren nach den Gesprächen entschlossen, gemeinsam 
aktiv zu werden. 

Besonders motivierend: Wir haben nicht nur über Leer-
stand gesprochen – wir haben welchen entdeckt. Und wir 
bleiben dran. Wir tragen Hinweise weiter, fragen nach, 
machen öffentlichen Druck. Denn Veränderung beginnt im 
Gespräch – und wird durch beharrliches Handeln politisch 
wirksam.
Unser Motto bleibt: Alle reden – wir hören zu.
Wir machen Politik mit den Menschen – nicht über ihre 
Köpfe hinweg. Und wir übersetzen ihre Wut über Woh-
nungsnot und soziale Kälte in konkrete Forderungen und 
entschlossene Organisierung.

Der landesweite Aktionstag war ein voller Erfolg – 
und wir machen weiter. Für ein Baden-Württemberg, in 
dem Wohnraum kein Spekulationsobjekt ist, sondern ein 
Grundrecht.

Leerstandsaktionstag
am 14. Juni waren wir in über einem dutzend Städten überall im ganzen Bundesland aktiv. Auf dieser Doppelseite findest 
du zahlreiche Bilder und Impressionen von unserem Aktionstag

Aktionstag mit Haustürgesprächen und Infoständen in Ludwigsburg (links) und Schwetzingen (rechts)
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Auftakt zur Leerstandsaktion des KV Böblingen 
an den Eingängen zum Sindelfinger Internationalen 
Straßenfestes. Manfred Norwat, Thomas Walz und 
Reinhard Stübner haben etwa 500 Handzettel ver-
teilt. Darin wurden die Menschen ermuntert, uns 
Leerstände im Kreis Böblingen zu melden, die Ab-
schaffung des Wohnraumkümmerers im Landratsamt 
wurde zu Recht skandalisiert und die Errichtung von 
Wohnraumkatastern in den Gemeinden gefordert.
Die bei sommerlichen Temperaturen aufs Straßen-
fest strömenden Leute haben oft den Handzettel 
interessiert zur Kenntnis genommen und einige sind 
auch stehen geblieben und haben uns bestärkt, dass 
wir angesichts der Wohnungsnot energisch gegen 
die 7000 Leerstände im Kreis vorgehen müssen. 
Wir haben den Leuten viel Spaß bei Musik, Tanz und 
gutem Essen gewünscht und bekamen meistens 
die positive Rückmeldung, dass gerade an einem 
solchen Fest der unterschiedlichen Kulturen das 
Thema Wohnungsnot und Leerstände auch erwähnt 
werden muss. Diese positive Resonanz motiviert uns 
zu weiteren Leerstandsaktion: z. B. In der Böblinger 
Hohenstaufenstraße. Dort steht die halbe Straße leer 
und wir möchten mit den Menschen vor Ort an der 
Wohnungstür reden, wie es ihnen damit geht und wie 
sie diese Misere gelöst haben möchten.

Genoss*innen in Heidelberg

Genossen aus Schramberg im 
Außeneinsatz in Freiburg

Linke 
Wohnungspolitik
Der Leerstandsaktions-
tag ist Teil unserer großen 
Kampagne Mieten runter! 
Die bereits mit zahlreichen 
verschiedenen Aktionen und 
Unterschriftensammlungen 
stattgefunden hat. 
Auch bundesweit werden wir 
diese Kampagne führen und 
vertiefen, eine Auftaktkon-
ferenz ist bereits vorbereitet 
und wird im Oktober statt-
finden. Mehr dazu auf der 
Rückseite des Landesinfos.

Mietenrunterkampagne:

https://mieten-runter.de/

Leerstandsmelder:
seit Jahren schon wird Leer-
stand von einem Netzwerk 
linker Gruppen und Organisa-
tionen systematisch erfasst 
und veröffentlicht
https://leerstandsmelder.de/

Kreisverband Schwäbisch Hall - Hohenlohe be-
teiligt sich an der landesweiten Aktion Leerstand 
und verbindet damit noch unser Kernthema Mie-
te. Mit einem gestalteten Papphaus haben die 
Genoss*innen Aufmerksamkeit erregt und die 
Kernforderungen der Kampagnen für die Vorü-
bergehenden visualisiert. Der Infostand stieß auf 
positives Echo bei den Passant*innen. Wichtig ist 
es dem Kreisverband, auf der Straße, in der Öf-
fentlichkeit präsent und ansprechbar zu sein. Als 
nächsten Schritt wird die Organisation von Haus-
türgesprächen ins Auge gefasst. Das wird bei der 
Kreisvorstandsklausur festgezurrt.

Genoss*innen in Stuttgart

Wohnungspolitik
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Antifaschismus aber migrantisch – Organisieren 
wir den Widerstand der Betroffenen!
LINKS*KANAX gegen den Rechtsruck
Der Rechtsruck ist kein Trend, kein medialer Hype – er ist 
bittere Realität für viele Menschen in diesem Land. Wir 
sehen ihn in den steigenden Umfragen für die AfD. Wir 
erleben ihn, wenn migrantische Communities, queere und 
mehrfach marginalisierte Menschen von Polizeigewalt ge-
troffen werden, während rechte Chatgruppen in Uniform 
geschützt bleiben. Wir spüren ihn, wenn unsere Stimmen 
im Bundestag und in den Medien kaum vorkommen, wäh-
rend Neonazis in Talkshows eingeladen werden. Wir fühlen 
den Hass und die zunehmende Unsicherheit, wenn wir 
zunehmend Hass und Anfeindungen spüren, egal wo wir 
sind: auf der Straße, in Bus und Bahn, im Supermarkt.

Für uns als migrantische Linke ist Antifaschismus kein 
akademisches Konzept, kein abstraktes Diskussionsthema 
– Antifaschismus ist überlebenswichtig. Und er beginnt 
damit, dass wir uns selbst verteidigen, dass wir für uns 
selbst sprechen und dass unsere Stimmen, unsere Ängste 
und Bedürfnisse, unsere Forderungen gehört werden.

Polizei – Gewalt mit Presseausweis
Polizei und Behörden sind für migrantisierte und geflüch-
tete Menschen keine neutrale oder schützende Instanz. 
Sie sind Teil eines Systems, das rassistische Gewalt deckt 
und migrantische Menschen kriminalisiert. Wenn Schwar-
ze Menschen oder migrantische Jugendliche in Deutsch-
land von der Polizei gejagt oder ermordet werden, dann 
redet fast niemand darüber. Stattdessen übernehmen 
die Medien die Pressemitteilungen der Polizei, als wären 
das objektive Wahrheiten. Es ist kein Geheimnis, dass es 
rechte Netzwerke in der Polizei gibt – regelmäßig gibt es 
neue Schlagzeilen. Nicht nur das: trotz Einschränkungen 
von Staats- und Behördenseite diesen Missstand wis-
senschaftlich untersuchen zu können, zeigen Studien wie 
MEGAVO, „Institutioneller Rassismus in der Polizei“ und 
weitere, dass die Problematik systematisch und nahezu 
epidemisch ist. Doch das wird auf einer politischen Ebene 
ignoriert, relativiert und teils sogar normalisiert – von grün 
bis hin zur AfD.
Medien – Normalisierung und Hetze
Auch die Medien machen sich mitschuldig: Sie berichten 
„neutral“ über rechte Gewalt, aber kaum über unsere Pers-
pektiven. Sie relativieren, verschweigen, verschieben den 
Fokus – als wäre unsere Angst nicht echt, unser Schmerz 
nicht relevant. Wenn ein Täter weiß und biodeutsch ist, 
dann ist er ein „psychisch verwirrter Einzeltäter“, doch 
wenn ein Täter Migrationsgeschichte hat, dann gilt er als 
„Terrorist“. Wie verzerrt die Berichterstattung ist, zeigen 
regelmäßig Inhaltsanalysen. Eine der aktuellsten, der 
Hochschule Macromedia, veröffentlicht im Magazin Ka-
tapult, zeigt welche Dimension das Problem mittlerweile 
angenommen hat (siehe Grafik).
Wir – migrantisch, solidarisch, kämpferisch
Wir als LINKS*KANAX sind nicht „nur“ ein Teil dieser Partei 
– wir sind die antirassistische und antifaschistische Kraft, 
die diesen Kampf aus der Perspektive der Betroffenen 
führt. Wir wissen, dass es einen Unterschied macht, wer 
spricht. Dass es einen Unterschied macht, wessen Stim-
men gehört werden. Wir wissen, dass es Zeit für authenti-
schen, glaubhaften und konsequenten Antirassismus und 
Antifaschismus wird. Wir wissen wie wichtig es ist, Men-
schen mit Migrationsgeschichte eine Plattform und eine 
Bühne zu bieten, um Expertise mit persönlicher Erfahrung 
zu ergänzen.

Dieser Kampf darf nicht über unsere Köpfe hinweg ge-
führt werden. Antifaschismus ist nur dann wirksam, wenn 
er migrantisch ist, wenn er feministisch ist, wenn er von 
denen getragen wird, die Faschismus am härtesten trifft. 
Die Linke bleibt als einzige Partei übrig, in der dies möglich 
ist. Auch hier muss die Linke sich in ihrer Erneuerung und 
im bundesweiten Aufschwung beweisen.

Es braucht schonungslose Analysen, wie Polizei, öf-
fentlich-rechtliche Medien und Politik migrantische Pers-
pektiven unsichtbar machen und rechte Narrative norma-
lisieren.

Es braucht eine solidarische Praxis, die Betroffene 
nicht nur „mitnimmt“ oder als „Tokens“ oder „Aushänge-
schilder“ platziert, sondern ihnen die Bühne und Setzung 
von Inhalten überlässt.

Es braucht eine linke Politik, die sich nicht damit zu-
frieden gibt, gegen rechts zu sein – sondern die migran-
tischen, antifaschistischen Widerstand in den Mittelpunkt 
stellt.

So auch die Entstehung der sogenannten „Migrantifa“-
Bewegung im Jahr 2020: Nach dem rassistischen Ter-

„Dieser Kampf darf nicht über 
unsere Köpfe geführt werden. 
Antifaschismus ist nur dann 

wirksam, wenn er migrantisch ist, 
wenn er feministisch ist, wenn 

er von denen getragen wird, die 
Faschismus am härtesten trifft. 

Die Linke bleibt als einzeige Partei 
übrig, in dem dies möglich ist.“
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roranschlag am 19. Februar 2020 in Hanau, bei dem 
9 Menschen mit Migrationsgeschichte brutal ermordet 
wurden war klar: Wir Menschen mit Migrationsgeschichte, 
wir Betroffenen von Rassismus – wir lassen nicht für uns 
reden, denn wir müssen für uns selbst sprechen. Wir sind 
kein Randthema, keine Platzhalter, kein Kapitel in einem 
Wahlprogramm – wir sind Menschen, mit Geschichten, 
mit Träumen, mit Ängsten und wir haben es satt, dass wir 
uns jeden Raum, jede Bühne und jedes Wort so erkämpfen 
müssen.

Deutschland wurde durch Gastarbeiter*innen wieder 
aufgebaut, wird durch Menschen mit Migrationsgeschich-
te und Fachkräfte die mehrheitlich im Niedriglohnsektor 
arbeiten am Laufen gehalten. Doch genau diese Men-
schen werden mehr und mehr. Wir werden zu einem 
Feindbild konstruiert, zu gefährlichen Kriminellen, die die 
Demokratie gefährden und das Land destabilisieren. Doch 
dieses Narrativ nehmen wir nicht hin, wir stellen uns dem 
entschieden entgegen und erheben unsere Stimme. Vor 
allem auch für diejenigen, die niemals eine Bühne kriegen 
werden, die sich die Privilegien nicht erkämpfen können, 
wie wir es getan haben.

Antifaschismus muss migrantischer werden. Linke Be-
wegungen müssen migrantischer werden. Weil wir keine 
Angst haben, weil wir nicht wegschauen, weil wir wissen, 
dass unsere Perspektiven nicht nur relevant, sondern 
entscheidend sind. Weil wir wissen, wenn die AfD an die 

Macht kommt, dann trifft es uns zuerst. Und unsere po-
litischen Ansichten können wir verstecken, aber unsere 
Migrationsgeschichte nicht.

„Kein Fußbreit den Faschisten“ - Protest 
gegen den AfD Landesparteitag in Heilbronn
Hunderte Menschen setzten am 31.5. ein wichtiges Zei-
chen für Vielfalt und Demokratie in Heilbronn. Das Netz-
werk gegen Rechts Heilbronn organisierte eine Demo ab 
dem Hauptbahnhof zur Kundgebung auf der Allee vor den 
Veranstaltungsort Harmonie. Als Heilbronner Linke sind 
wir Teil des Bündnisses und beteiligten uns Vielfältig an 
dem Protest. Unterstützt wurden wir von Linken aus den 
Kreisverbänden Main-Tauber und Schwäbisch Hall. Unsere 
Heilbronner Stadträtin Maria Haido hielt neben anderen 
Parteivertreter*innen, Gewerkschafter*innen und Men-
schen aus der antifaschistischen und queeren Bewegung 
eine Rede, die wir hier als Beitrag dokumentieren möchten:
Liebe Heilbronnerinnen und Heilbronner,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Antifaschistinnen und Antifaschisten,
ich spreche heute zu euch als Stadträtin der Linken in 
Heilbronn, als Gewerkschafterin und als ehemalige Be-

triebsratsvorsitzende
Ich komme aus der Arbeitswelt. Ich weiß, was es heißt, 

um faire Löhne, sichere Arbeitsplätze und Respekt zu 
kämpfen. Ich weiß, wie wichtig Solidarität ist – nicht nur im 
Betrieb, sondern in der ganzen Gesellschaft.

Und ich weiß auch: Die AfD ist kein Freund der ar-
beitenden Menschen! Sie behauptet, „das Volk“ zu ver-
treten – aber sie stellt sich gegen Mindestlohn, gegen 
Tarifbindung, gegen soziale Sicherheit. Sie hetzt gegen 
Geflüchtete, statt Konzerne zur Verantwortung zu ziehen. 
Sie will die Schwächsten gegeneinander ausspielen – und 
lenkt so von denen ab, die wirklich von Ungleichheit pro-
fitieren.

Aber wir Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
wissen: Spaltung nutzt nur den Bossen. Nur gemeinsam 
sind wir stark – egal woher wir kommen, wie wir heißen 
oder wen wir lieben.

Die AfD will unsere Gesellschaft zurückwerfen – in 
eine Zeit der Ausgrenzung, des Misstrauens, der Un-
terdrückung. Aber wir kämpfen für eine Zukunft, in der 
jede*r in Würde leben und arbeiten kann. Eine Zukunft, in 
der Vielfalt keine Bedrohung ist, sondern unsere Stärke.

Dass die AfD ausgerechnet in der Harmonie ihren 
Parteitag abhält, ist ein Hohn. Denn Harmonie steht für 
Kultur, für Miteinander, für Offenheit. Die AfD steht für 
das Gegenteil.

Deshalb sind wir heute hier – laut, entschlossen und 
solidarisch. Wir lassen nicht zu, dass rechtes Gedanken-
gut sich in unserer Stadt breitmacht.

Als Gewerkschafterin sage ich: Kein Fußbreit dem 
Faschismus – in den Betrieben nicht und auch nicht in 
unseren Stadtgesellschaften! Als Stadträtin sage ich: 
Heilbronn ist eine Stadt der Vielfalt – und das bleibt sie 
auch! Als Demokratin sage ich: Nie wieder ist jetzt! Vie-
len Dank, dass ihr da seid.
Für Solidarität. Für Gerechtigkeit. Für eine Zukunft 
ohne Hass
Stadträtin der Linken Heilbronn, Maria Haido
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Hetze und Übergriffe von Neonazis stoppen
Solidarität mit dem Cannstatter Kulturzentrum Prisma 
Wir möchten an dieser Stelle ein Flugblatt des OV 
Canstatt anlässlich eines Übergriffs von Neona-
zis auf ein Kulturzentrum in Canstatt dokumen-
tieren, denn es gibt nicht nur unsere antifaschis-
tischen Grundsätze wieder, es steht auch für un-
seren Ansatz sofort mit Betroffenen vor Ort aktiv 
zu werden.
Kommt alle am Freitag 30.5. um 17.30 Uhr zur Kundgebung 
am Bahnhofsvorplatz 
Im April 2025 haben drei Neonazis die Regenbogenfah-
ne des nichtkommerziellen Kulturzentrums Prisma in der 
Bahnhofstraße in Bad Cannstatt geklaut und anschließend 
auf dem Bahnhofsvorplatz mit einem Messer in Fetzen 
geschnitten. Im August 2024 wurde ein Graffiti-Kunstwerk 
auf der Außenwand der Kulturinsel im Neckarpark mit 
Hakenkreuzen und rassistischen Parolen überschmiert 
und zerstört. Davor war in der Kulturinsel eine Regenbo-
genfahne abgerissen und verbrannt worden. Eine Über-
wachungskamera hat die Täter der Kulturinsel aufgenom-
men. Die Polizei hatte laut Stuttgarter Nachrichten vom 
30.8.2024 den Organisatoren der Kulturinsel davon abge-
raten das Videomaterial mit den Tätern zu veröffentlichen. 
Die Fahndung wurde den Behörden überlassen. Doch was 
ist dabei herausgekommen? Darüber wurde bisher nichts 
bekannt. Möglicherweise sind die Täter die gleichen wie 
beim Übergriff in der Bahnhofstraße. Vor einigen Wochen 
gab es in der Marktstraße eine Flyeraktion der Nazi-Orga-
nisation „Dritter Weg“, die sich als radikale Alternative zur 
NPD definiert und deren Mitglieder der Verfassungsschutz 
mehrheitlich als höchst gewaltbereit einstuft. Sticker mit 
hetzerischen Parolen mehren sich in Bad Cannstatt. Das 
ist ein Angriff auf die mehrheitlich migrantische Bevölke-
rung in Bad Cannstatt und ein Angriff auf alle, die friedlich 
und solidarisch zusammenleben wollen und jede Form von 
Diskriminierung ablehnen. Der Kulturkampf von rechts, 
wie er sich in der Zerstörung der Regenbogenfahnen, dem 
Symbol für Frieden, (queerer) Vielfalt und Toleranz aus-
drückt wird immer offener geführt.
Starker Anstieg rechtsextrem motivierter 
Straftaten
Bundesweit hat die Zahl „rechts motivierter Straftaten“, 
die von Bundesinnenminister Dobrindt im Mai veröffent-
licht wurde im Jahr 2024 um 14.000 (48%) auf 42.788 
zugenommen. Die Dunkelziffer dürfte weit höher liegen, 
weil die Polizei und der Staatsapparat rechtsextreme 
Gewalt oft nicht als solche zuordnet, wie in dem Fall von 
Mannheim, in dem ein wegen rechtsextremer Straftaten 
Vorbestrafter im März diesen Jahres  mit dem Auto in eine 
Menschenmenge fuhr und dabei zwei Menschen ermordet 
und 14 weitere verletzt hat. Innenminister Strobl erklärte, 
dass es keine Anhaltspunkte gebe, dass die rechtsextreme 
Einstellung des Täters „tatleitend“ gewesen sei, sondern 
eine psychische Erkrankung. Nichtstaatliche Stellen bzw. 
Beratungsstellen für rechte Gewalt in zwölf Bundesländern 
verzeichneten im Jahr 2024 3.453 rechtsextreme, rassis-
tische und antisemitische Fälle von Gewalt, bei denen es 
4.861 Betroffene und davon neun Todesopfer gab. 
Gegen das Anwachsen von AfD, Rassismus und 
Neonazis: Klassenkampf und eine starke Linke 
AfD und Neonazis können nur gestoppt werden, wenn sich 
viele ihnen in den Weg stellen. Deshalb rufen wir zur Solida-
rität mit dem Prisma auf und an der Kundgebung des Pris-
ma am 30.5. teilzunehmen. Darüber hinaus ist es wichtig, 
dass die arbeitende Bevölkerung und Jugend, egal welche 
Nationalität, Hautfarbe, Religion oder sexueller Orientie-
rung, einen gemeinsamen Kampf führen gegen die Politik 
von Merz, Kretschmann, Nopper und Co., gegen Sozialkür-

zungen, Arbeitslosigkeit, Mietenwahnsinn, Wohnungsnot, 
Abbau demokratischer Rechte und alle andere Folgeer-
scheinungen der Krise des Kapitalismus. Dieser Kampf 
ist für DIE LINKE untrennbar verbunden mit dem Kampf 
gegen alle Formen rassistischer, ethnischer, kultureller, 
religiöser und geschlechtsspezifischer Diskriminierung. 
Der gemeinsame Kampf der Arbeiter:innenklasse reduziert 
die Möglichkeit die Arbeiter:innenklasse zu spalten und 
Migrant:innen, Arbeitslose, Bürgergeldempfänger:innen, 
Obdachlose, queere Menschen zu Sündenböcken und zur 
Zielscheibe von Diskriminierung und Angriffen zu machen. 

Darüber hinaus braucht es gegen AfD und Rechtsextre-
mismus eine starke antikapitalistische, sozialistische Par-
tei der Arbeiter:innenklasse. Die LINKE hat den Anspruch 
eine solche Partei zu sein. Wir wollen den Kapitalismus und 
damit die Ursache für Ausbeutung und Diskriminierung 
abschaffen.  „Wir wollen die Menschen, die tagtäglich im 
kapitalistischen Wettbewerb gegeneinander ausgespielt 
werden, wieder miteinander verbinden. Denn kollektive 
Macht entsteht, wenn wir gemeinsam für Verbesserungen 
kämpfen. Und daraus wächst der Mut, den wir brauchen 
die Welt zu verändern. Dafür braucht es eine politische Ak-
teurin, die diese Organisierung unterstützt. Diese Akteurin 
wollen wir als die Partei DIE LINKE sein“ So heißt es im 
Leitantrag der beim Bundesparteitag im Mai in Chemnitz 
beschlossen wurde. 

Niemals allein, immer gemeinsam – 
Werde aktiv mit der Partei DIE LINKE. Werde Mitglied
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Straßenname für Menschlichkeit
Maria Haido setzt sich als Stadträtin für einen Straßenna-
men für den Heilbronner Walter Vielhauer ein. Dazu hatte 
sie bereits einen Wortbeitrag im Gemeinderat und eine 
Kolumne in der Stadtzeitung:

„In Heilbronn werden sieben Straßennamen getauscht. 
Die bisherigen Namen stehen mit dem Nationalsozialismus 
in Verbindung. Für die neuen Namen gibt es gute Vorschlä-
ge. Ich möchte mich besonders für den Heilbronner Walter 
Vielhauer stark machen. Eine Straße sollte seinen Namen 
tragen.

Walter Vielhauer hat eine besondere Geschichte. Als 
junger Kommunist verbrachte er die gesamte Naziherr-
schaft in Gefängnissen und Konzentrationslagern. Gegen 
Ende des Dritten Reichs war er im KZ Buchenwald, wo er 
mit anderen Häftlingen, darunter der Stuttgarter Gewerk-
schafter Willy Bleicher das jüdische Kind Jerzy Zweig ver-
steckte und so vor dem Tod rettete.

Mitten in der Hölle boten sie dem dreijährigen Jungen 
Schutz, obwohl sie selbst vom Tod bedroht waren. Jerzys 
Mutter und Schwester wurden in Auschwitz ermordet. 
Vielhauer hatte die Identität eines verstorbenen Franzosen 
angenommen, da er zum Tode verurteilt war. Und doch 
blieben einige wenige unter diesen Bedingungen mensch-
lich.

Dieses „menschlich bleiben“ sollte uns ein Vorbild sein. 
Für mich sind Tat und Person ein Beispiel für Zivilcourage. 
Nach dem Krieg wirkte er weiter in Heilbronn, u. a. als Re-
ferent für Wohnungsbau. Vor 39 Jahren starb er hier. Lasst 
uns seinen Namen bewahren.“
Maria Haido, Stadträtin Heilbronn

„Häftlings-Personal-Karte“ des Heilbronner 
Kommunisten und Antifaschisten Walter 

Vielhauer aus dem KZ-Dachau

Auf dem Weg in die Militärrepublik?
„Es ist eine Kampfansage von oben“ Tobias Pflüger wurde 
bei der Veranstaltung der Unterländer Linken deutlich und 
hat auch eine Empfehlung für die Linken: „Wir müssen sie 
annehmen“.

Der Kreisverband Die Linke Heilbronn-Unterland hat 
den Wissenschaftler Tobias Pflüger eingeladen, um die 
Zeitenwende und die Forderung nach der „Kriegstüchtig-
keit“ Deutschlands aufzuklären. Pflüger ist Mitbegründer 
der Informationsstelle Militarisierung (IMI) in Tübingen und 
seit Jahrzehnten in der Friedensbewegung aktiv. Ebenfalls 
war er Europaabgeordneter und Bundestagsabge-
ordneter der Linken. Aktuell berät er die Linken im 
Bundestag für ihre Arbeit im Verteidigungsausschuss. 

So sieht Pfüger, der in Heilbronn im Sozialen Zen-
trum Käthe referierte, mit der Androhung des Bun-
deskanzlers die größte Armee in Europa aufbauen zu 
wollen den Weg in eine Militärrepublik vorgezeichnet. 
Dabei geht es nicht NUR um Verteidigungswaffen, 
sondern EBENFALLS um Angriffswaffen. Und durch 
den Beschluss des alten Bundestags für ein Aufrüs-
tungspaket bisher unbekannten Ausmaßes wird der 
Militärbereich in den zukünftigen Bundeshaushalten 
alles beherrschen. Alle Themen, wie Pflege, Wohnen 
oder Bildung, stehen unter Finanzierungsvorbehalt, 
das Militär aber erhält „what ever it takes“ so der Bun-
deskanzler, also was immer es auch kosten mag. Mit 
einem geplanten NATO-Ziel für Militärhaushalte von 
5% des Bruttoinlandprodukts (BIP) wären die Hälfte 
des deutschen Bundeshaushalts für das Militär reser-
viert, eine unglaubliche Summe. 

Diesen Widerspruch müsse nun die Linke, die Frie-
densbewegung und auch Menschen in der Gewerk-
schaft aufdecken und entsprechend entgegenwirken. 
Hoffnung sieht Pflüger in den ersten Reaktionen bei 
der Wehrpflicht, die nicht unwidersprochen hinge-

nommen werden WIRD.
Auf die Gründe der verstärkten Bewaffnung der Bun-

deswehr angesprochen, sah Pflüger den Führungsan-
spruch Deutschlands innerhalb der EU. Beide wollen zu-
künftig eine stärkere Rolle bei der Verteilung von Machtan-
sprüchen geltend machen. Eine Bedrohung Deutschlands 
durch Russland sieht er nicht, hier müssten Verhandlungen 
zu einer allgemeinen Abrüstung führen. Diese will aber 
aktuell keiner der handelnden Akteure.
Tobias Pflüger
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